
LANDESVERFASSUNGSGERICHT 

SACHSEN-ANHALT 

 

Leitsätze zum 

URTEIL 

vom 21. Januar 2025 – LVG 5/23 – 

1. Das Selbstverwaltungsrecht der Kommunen aus Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1 

LVerf erstreckt sich auch auf den Finanzausgleich nach Art. 88 LVerf. In der 

Pflicht des Landes aus Art. 88 Abs. 1 LVerf, dafür zu sorgen, „daß die Kom-

munen über Finanzmittel verfügen, die zur angemessenen Erfüllung ihrer Auf-

gaben erforderlich sind“, ist eine Unterscheidung zwischen einem Anspruch 

auf „angemessene Finanzausstattung“ und einem Anspruch auf „finanzielle 

Mindestausstattung“ nicht angelegt. (Rn. 93)  

2. Die Beschwerdebefugnis für eine kommunale Verfassungsbeschwerde wegen 

einer Verletzung des Art. 88 Abs. 1 LVerf durch eine landesgesetzliche Rege-

lung über den vertikalen Finanzausgleich setzt voraus, dass die beschwerde-

führende Kommune darlegt, weshalb nach ihrer Auffassung das beschwerde-

gegenständliche Landesgesetz den Anforderungen aus Art. 88 Abs. 1 LVerf 

an den vertikalen Finanzausgleich nicht genügt und inwiefern dies die Ursache 

dafür ist, dass die beschwerdeführende Kommune nicht über die zur ange-

messenen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Finanzmittel verfügt. Hierfür 

genügt es nicht, dass jede Erhöhung der Finanzausgleichsmasse naturgemäß 

auch die Zuweisungen an die beschwerdeführende Kommune erhöhen und 

damit deren Haushaltsdefizit mildern würde. Vielmehr muss sie ihren eigenen 

Finanzbedarf aufgabenbezogen analysieren und zur Berechnung des kommu-

nalen Finanzbedarfs durch den Gesetzgeber einerseits, zu weiteren Bedin-

gungen ihrer Finanzlage andererseits ins Verhältnis setzen. (Rn. 89–91, 95, 

98–100)  

3. Das mit der kommunalen Verfassungsbeschwerde nach § 51 Abs. 1 LVerfGG 

verfolgte Begehren ist mit der Feststellung einer Verletzung des Rechts auf 

kommunale Selbstverwaltung aus Art. 2 Abs. 3 und Art. 87 LVerf einheitlich 
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und vollständig erfasst. § 41 S. 1 LVerfGG regelt mit der Feststellung der Un-

vereinbarkeit oder der Nichtigkeit der beschwerdegegenständlichen Rechts-

norm nur den Ausspruch über die Rechtsfolgen einer solchen Feststellung. 

(Rn. 105) 

4. Für die Bemessung und Deckung des kommunalen Finanzbedarfs nach 

Art. 88 LVerf steht dem Gesetzgeber eine weite Einschätzungs- und Gestal-

tungsprärogative zu. Das Landesverfassungsgericht hat die Entscheidungen 

des Gesetzgebers allein daraufhin zu überprüfen, ob sie im Ansatz oder in der 

Methode offensichtlich fehlerhaft und eindeutig widerlegbar sind oder verfas-

sungsrechtlichen Wertungen widersprechen. (Rn. 110) 

5. Art. 88 LVerf macht keine besonderen Vorgaben für das Gesetzgebungsver-

fahren zur Regelung des Finanzausgleichs und fordert auch vom Finanzaus-

gleichsgesetz selbst keine besonderen Verfahrensregelungen zur Bestim-

mung der Berechnungsgrundlagen für den Finanzausgleich. Gegenstand der 

verfassungsgerichtlichen Prüfung am Maßstab der Landesverfassung ist fer-

ner nicht die Begründung des Finanzausgleichsgesetzes, sondern nur das 

Gesetz selbst. Die Entscheidungsprärogative des Finanzausgleichsgesetzge-

bers gegenüber der verfassungsgerichtlichen Prüfung bedingt allerdings seine 

Obliegenheit zur Offenlegung der Erwägungen, die er der Erfüllung seiner 

Pflicht aus Art. 88 Abs. 1 LVerf zugrundelegt. Diese Erwägungen müssen auf 

eine Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs zurückführbar sein. Macht die 

Gesetzesbegründung die Bedarfsermittlung für die verfassungsgerichtliche 

Überprüfung nachvollziehbar, wird dies nicht durch eine Bezugnahme auf poli-

tische Absprachen entwertet, die die Ergebnisse der Bedarfsermittlung auf-

nehmen. (Rn. 111–113, 125 f.) 

6. Es steht dem Finanzausgleichsgesetzgeber frei, den kommunalen Finanzbe-

darf anhand einer Auswertung der tatsächlich von den Kommunen geleisteten 

Ausgaben zu ermitteln, soweit sie auf die für die angemessene Erfüllung ihrer 

Aufgaben erforderlichen Finanzmittel schließen lassen. (Rn. 118, 134–139) 

7. Die Fortschreibung des kommunalen Finanzbedarfs nach dem Durchschnitt 

inflationsbereinigter Werte aus einem vergangenen Erhebungszeitraum ist 

verfassungsgerichtlich nicht zu beanstanden, wenn die ihr zugrundeliegenden 

Annahmen vertretbar sind. Unabhängig davon ist eine Prognose der weiteren 

Entwicklung solcher Werte verfassungsgerichtlich nicht zu beanstanden, so-

weit sie durch die später eingetretene tatsächliche Entwicklung bestätigt wor-

den ist. (Rn. 122, 141–157) 

8. Die Fortschreibung eines Durchschnitts inflationsbereinigter Werte aus einem 

vergangenen Erhebungszeitraum genügt den verfassungsrechtlichen Anforde-

rungen an die Berechnung des kommunalen Finanzbedarfs nicht, wenn die 

Durchschnittsbildung oder die Methode der Inflationsbereinigung die Aus-
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gangswerte für die Entwicklung von Ausgaben systematisch zu niedrig oder 

von Einnahmen systematisch zu hoch ansetzt. (Rn. 148–154) 

9. Eine Verletzung des Anspruchs der Kommunen aus Art. 88 Abs. 1 LVerf kann 

nicht festgestellt werden, wenn methodische Fehler in der prognostischen Er-

mittlung des kommunalen Finanzbedarfs durch den Finanzausgleichsgesetz-

geber in der tatsächlichen Entwicklung des kommunalen Finanzbedarfs so 

ausgeglichen werden, dass die Kommunen im Ergebnis insgesamt über die 

Finanzmittel verfügen, die nach fehlerfreier Ermittlung zur angemessenen Er-

füllung ihrer Aufgaben erforderlich sind. Von einer abweichenden Entwicklung 

in einer beschwerdeführenden Kommune wird die Verfassungsmäßigkeit der 

Bemessung der Finanzausgleichsmasse für die Gesamtheit aller Kommunen 

oder für die kommunale Gruppe, der die beschwerdeführende Kommune an-

gehört, nicht aufgehoben. (Rn. 162–166) 

10. Art. 88 Abs. 1 LVerf verpflichtet den Finanzausgleichsgesetzgeber nicht, Bun-

desmittel, die den Kommunen mit Blick auf die Erfüllung bundesgesetzlich ge-

regelter Aufgaben unmittelbar über den Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 

oder mittelbar als Erstattungen über den Landeshaushalt zufließen, bei der 

Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs unberücksichtigt zu lassen. Eben-

sowenig verpflichtet Art. 88 Abs. 1 LVerf den Finanzausgleichsgesetzgeber, 

einen mit Blick auf die Erfüllung bundesgesetzlich geregelter Aufgaben durch 

die Kommunen erhöhten Landesanteil am Umsatzsteueraufkommen der Fi-

nanzausgleichsmasse über den ermittelten kommunalen Finanzbedarf hinaus 

zuzuschlagen. (Rn. 173–176) 



LANDESVERFASSUNGSGERICHT 

SACHSEN-ANHALT 

 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

 LVG 5/23 Verkündet am 21. Januar 2025 

In dem Verfahren 

über 

die Verfassungsbeschwerde 

1. der Stadt …, 

 

 

2. …, 

 

– Beschwerdeführerinnen – 

Verfahrensbevollmächtigte:  … 

 

 

gegen 

das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes sowie des Gesetzes zur 

Änderung des Kommunalverfassungsgesetzes und anderer kommunalrechtlicher 

Vorschriften vom 4. April 2022 
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hat das Landesverfassungsgericht Sachsen-Anhalt durch seinen Präsidenten 

Dr. Wegehaupt als Vorsitzenden sowie seine Richterinnen und Richter Dr. Eckert, 

Goerke-Berzau, Buchloh, Schindler, Meyer und Prof. Dr. Germann auf die mündliche 

Verhandlung vom 30. Oktober 2024 für Recht erkannt:  

1. Die Verfassungsbeschwerde wird zurückgewiesen. 

2. Die Entscheidung ergeht gerichtskostenfrei. 

3. Auslagen werden nicht erstattet. 

A .  

Die kommunale Verfassungsbeschwerde wendet sich gegen Vorschriften des Geset-

zes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes sowie des Gesetzes zur Änderung 

des Kommunalverfassungsgesetzes und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften 

vom 4. April 2022 (GVBl. LSA S. 78) (FAG-ÄndG).  

I .  

1. Gegenstand der angegriffenen Änderungen sind § 2 Abs. 1 und 2, § 4 Abs. 1, § 12 

Abs. 1 S. 2, § 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1 S. 1 des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 28. März 2017 (GVBl. LSA S. 60, 61). Diese 

Bestimmungen erhielten durch Art. 1 Nr. 2 Buchst. a und b, Nr. 4, Nr. 10 Buchst. a, 

Nr. 11 Buchst. a und Nr. 12 FAG-ÄndG folgende Fassung (zum besseren Verständ-

nis ist der Regelungszusammenhang in der mit Inkrafttreten des FAG-ÄndG gelten-

den Fassung mitzitiert, die angegriffenen Bestimmungen sind hervorgehoben):  

§ 1 

Finanzausgleichsleistungen an Gemeinden, Verbandsgemeinden und Landkreise 

(1) Dieses Gesetz regelt die Ausstattung der Gemeinden, Verbandsgemeinden und 

Landkreise mit den für die Aufgabenwahrnehmung angemessenen finanziellen 

Mitteln sowie den zwischengemeindlichen Finanzausgleich. 

(2) 1 Den Gemeinden, Verbandsgemeinden und Landkreisen werden im überge-

meindlichen Finanzausgleich nach Maßgabe dieses Gesetzes Finanzmittel in 

Ergänzung ihrer eigenen Einnahmen zur Erfüllung ihrer eigenen und der über-

tragenen Aufgaben zur Verfügung gestellt. 2 Der Umfang beträgt mindestens 18 

v. H. des Landesanteils am Aufkommen der Gemeinschaftsteuern. 3 Die Ge-

meinden, Verbandsgemeinden und Landkreise erhalten neben den Finanzmit-

teln Zuweisungen vom Land zur Sicherstellung ihres Finanzbedarfs außerhalb 

des Finanzausgleichsgesetzes. 

 1 

 2 
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§ 2 

Finanzausgleichsmasse 

(1) Die Finanzausgleichsmasse beträgt abweichend von § 1 Abs. 2 Satz 2 für 

die Haushaltsjahre 2022 und 2023 jeweils 1 735 000 000 Euro. 

(2) Der Betrag nach Absatz 1 für das Haushaltsjahr 2023 wird 

1. unter Zugrundelegung der Frühjahrssteuerschätzung 2022 des Ar-

beitskreises Steuerschätzung und der darauf basierenden Regionali-

sierung unter Berücksichtigung des kommunalen Steueraufkommens 

des Haushaltsjahres 2021 und 

2. aufgrund der Prognose für die Entwicklung des harmonisierten Ver-

braucherpreisindexes für das Haushaltsjahr 2023 in der Frühjahrspro-

jektion 2022 der Bundesregierung  

 überprüft. Der Betrag nach Absatz 1 für das Haushaltsjahr 2023 wird er-

höht, wenn die Überprüfung nach Satz 1 einen höheren Betrag ergibt. 

(3) 1 Für die auf das Haushaltsjahr 2023 folgenden Haushaltsjahre ist die ange-

messene kommunale Finanzausstattung zur Erfüllung der Aufgaben der Ge-

meinden, Verbandsgemeinden und Landkreise rechtzeitig zu ermitteln und an-

zupassen. 2 Maßstab der Bemessung der Landeszuweisungen sind die notwen-

digen kommunalen Aufgaben bei effizienter Aufgabenerfüllung. 

§ 3 

Aufteilung der Finanzausgleichsmasse 

 Die Finanzausgleichsmasse wird in folgende Teilmassen aufgeteilt: 

1. Zuweisungen zur Wahrnehmung der Aufgaben des übertragenen Wir-

kungskreises in Form einer Auftragskostenpauschale gemäß § 4, 

2. Zuweisungen zur Wahrnehmung der Aufgaben des eigenen Wirkungskrei-

ses in Form 

a) von besonderen Ergänzungszuweisungen gemäß den §§ 7 bis 11 und 

b) von Schlüsselzuweisungen gemäß § 12, 

3. Investitionspauschale gemäß § 16, 

4. Ausgleichsstock gemäß § 17. 

§ 4 

Auftragskostenpauschale 

(1) Für die Wahrnehmung der Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises 

wird für die Haushaltsjahre 2022 und 2023 jeweils eine Auftragskosten-

pauschale in folgender Höhe gezahlt: 

1. kreisfreie Städte 127 252 500 Euro, 

2. Landkreise 208 181 400 Euro, 

3. Verbandsgemeinden und Einheitsgemeinden 126 336 700 Euro. 
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(2) 1 Die Verteilung erfolgt jeweils nach der Einwohnerzahl. 2 Die Auftragskosten-

pauschale wird in Raten zum 10. der Monate Februar, April, Juni, August, Ok-

tober und Dezember eines jeden Jahres ausgezahlt. 

[...] 

§ 12 

Schlüsselzuweisungen 

(1) 1 Für die Erledigung der Aufgaben des eigenen Wirkungskreises werden 

Schlüsselzuweisungen gezahlt. 2 Für die Haushaltsjahre 2022 und 2023 er-

halten die kreisfreien Städte jeweils 275 048 830 Euro, die Landkreise je-

weils 183 668 856 Euro und die kreisangehörigen Gemeinden jeweils 

388 432 314 Euro. 

(2) Bleibt die Steuerkraftmesszahl einer kreisfreien Stadt hinter der Bedarfsmess-

zahl zurück, wird der Unterschiedsbetrag zu 70 v. H. ausgeglichen. 

(3) Bleibt die Umlagekraftmesszahl eines Landkreises hinter der Bedarfsmesszahl 

zurück, wird der Unterschiedsbetrag zu 90 v. H. ausgeglichen. 

(4) 1 Für jede kreisangehörige Gemeinde wird zunächst eine Rechengröße gebildet 

aus der Steuerkraftmesszahl sowie 70 v. H. des Betrags, um den die Steuer-

kraftmesszahl hinter der Bedarfsmesszahl zurückbleibt. 2 Zu der Schlüsselzu-

weisungsmasse nach Absatz 1 Satz 2 werden 10 v. H. der Summe der Re-

chengrößen nach Satz 1 hinzugerechnet. 3 Bleibt danach die Steuerkraftmess-

zahl einer kreisangehörigen Gemeinde hinter der neuen Bedarfsmesszahl zu-

rück, werden 90 v. H. des Unterschiedsbetrages errechnet. 4 Vom Ergebnis 

werden bei jeder kreisangehörigen Gemeinde 10 v. H. der Rechengröße nach 

Satz 1 abgezogen. 5 Ergibt die Berechnung nach den Sätzen 1 bis 4 einen posi-

tiven Betrag, wird dieser als Schlüsselzuweisung ausgezahlt. 6 Ergibt die Be-

rechnung nach den Sätzen 1 bis 4 einen negativen Betrag, ist dieser von der 

kreisangehörigen Gemeinde in gleich großen Teilbeträgen zu den Terminen 

nach Absatz 5 zur Verteilung als Schlüsselzuweisung an das Land abzuführen. 
7 Die auf dieser Grundlage ergehenden Verwaltungsakte sind sofort vollziehbar. 

(5) Die Auszahlung erfolgt in Raten zum 15. Januar und zum 10. der Monate Feb-

ruar, April, Juni, August, Oktober und Dezember eines jeden Jahres. 

§ 13 

Bedarfsmesszahl 

(1) Die Bedarfsmesszahl ergibt sich aus dem Produkt des Gesamtansatzes nach 

Absatz 2 und dem Grundbetrag nach Absatz 3. 

(2) Der Gesamtansatz wird für kreisfreie Städte, kreisangehörige Gemeinden und 

Landkreise wie folgt gebildet: 

1. 1 Bei den kreisfreien Städten entspricht der Hauptansatz der Einwohner-

zahl. 2 Der Nebenansatz U6 wird aus der jeweiligen Anzahl der Kinder bis 

sechs Jahre, multipliziert mit dem Faktor 2,8, gebildet. 3 Die Summe beider 

Ansätze bildet den Gesamtansatz. 
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2. 1 Bei den kreisangehörigen Gemeinden wird als Hauptansatz der Wert be-

zeichnet, der sich aus dem Produkt der Einwohnerzahl einer Gemeinde 

und der Hauptansatzstaffel einschließlich des Zentralitätszuschlages nach 

Satz 5 ergibt. 2 Die Hauptansatzstaffel beträgt bei Gemeinden bis 7 999 

Einwohner 100 v. H., mit 8 000 bis 24 999 Einwohner 102 bis 112 v. H. und 

mit 25 000 bis 60 000 Einwohner 113 bis 130 v. H. 3 Zwischenwerte werden 

bis zur zweiten Stelle nach dem Komma gerundet. 4 Bei Mitgliedsgemein-

den von Verbandsgemeinden richtet sich die Hauptansatzstaffel der einzel-

nen Gemeinde nach der Gesamtsumme der Einwohner der ihnen jeweils 

zugehörigen Gemeinden. 5 Gemeinden mit der Funktion eines Mittelzent-

rums erhalten einen Zentralitätszuschlag von 20 v. H. 6 Der Nebenan-

satz U6 wird aus der jeweiligen Anzahl der Kinder bis sechs Jahre gebildet, 

multipliziert mit dem Faktor 6,7. Die Summe der Ansätze bildet den Ge-

samtansatz. 

3. Bei den Landkreisen entspricht der Gesamtansatz der Einwohnerzahl. 

(3) Der Grundbetrag wird auf fünf Stellen hinter dem Komma so festgesetzt, dass 

die gemäß § 12 jeweils zur Verfügung stehenden Finanzmassen so weit wie 

rechnerisch möglich aufgebraucht werden. 

§ 14 

Steuerkraftmesszahl für Gemeinden 

(1) Die Ermittlung der Steuerkraftmesszahl für kreisfreie Städte und kreisangehöri-

ge Gemeinden erfolgt jeweils gesondert. 

(2) Die Steuerkraftmesszahlen werden berechnet, indem die Steuerkraftzahlen der 

Grundsteuer A und B, der Gewerbesteuer, der Gemeindeanteile an der Ein-

kommensteuer und der Umsatzsteuer zusammengezählt werden. 

(3) Die Steuerkraftzahl wird wie folgt ermittelt: 

1. 1 Bei der Grundsteuer A und B wird das jeweilige Ist-Aufkommen im vorver-

gangenen Jahr durch den jeweiligen Hebesatz geteilt. 2 Die sich daraus er-

gebenden Ausgangsbeträge werden mit dem Hebesatz nach Nummer 4 

der jeweiligen Steuerart multipliziert. 

2. 1 Bei der Gewerbesteuer wird das Ist-Aufkommen im vorvergangenen Jahr 

durch den Hebesatz geteilt. 2 Der sich daraus ergebende Ausgangsbetrag 

wird mit dem Hebesatz nach Nummer 4 multipliziert. 3 Von dem Ergebnis 

wird die im vorvergangenen Jahr abgeführte Gewerbesteuerumlage abge-

zogen. 

3. Steuerkraftzahlen der Gemeindeanteile an der Einkommensteuer und der 

Umsatzsteuer sind die jeweiligen Ist-Aufkommen im vorvergangenen Jahr. 

4. Es sind folgende Hebesätze anzuwenden: 

 [...] 

[...] 
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§ 16 

Investitionspauschale 

(1) Die Gemeinden und Landkreise erhalten investive Zuweisungen zur Ver-

besserung der kommunalen Infrastruktur in Höhe von insgesamt jeweils 

150 000 000 Euro für die Haushaltsjahre 2022 und 2023. 

(2) 1 Die kreisfreien Städte erhalten 25 v. H., die kreisangehörigen Gemeinden 55 

v. H. und die Landkreise 20 v. H. der Mittel. 2 Die Verteilung der Mittel erfolgt 

jeweils zu 75 v. H. nach der Einwohnerzahl und zu 25 v. H. nach der Fläche. 
3 Die Auszahlung erfolgt in Raten zum 10. der Monate Februar, Mai, August und 

November eines jeden Jahres. 

(3) Zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben erhält die Verbandsgemeinde für die 

Haushaltsjahre 2022 und 2023 einen in der Satzung zur Erhebung der Ver-

bandsgemeindeumlage zu bestimmenden Anteil der Investitionspauschale ihrer 

Mitgliedsgemeinden. 

§ 17 

(1) 1 Für den Ausgleichsstock werden für die Haushaltsjahre 2022 und 2023 

Mittel in Höhe von jeweils 40 000 000 Euro bereitgestellt. 2 Aus dem Aus-

gleichsstock werden Bedarfszuweisungen und Liquiditätshilfen zur Milderung 

oder zum Ausgleich außergewöhnlicher Belastungen und Notlagen im Haushalt 

der Kommunen erbracht. 3 Als Notlage gilt insbesondere der Fall, dass die Ein-

nahmemöglichkeiten von Kommunen zur Erfüllung ihrer unabweisbaren Ausga-

beverpflichtungen nicht ausreichen. 4 Daneben dient er der Vermeidung beson-

derer Härten bei der Durchführung dieses Gesetzes. 

(2) 1 Leistungen aus dem Ausgleichsstock können auf Antrag gewährt werden. 
2 Sollen die Leistungen aus dem Ausgleichsstock dem Ausgleich von Haushalts-

fehlbeträgen dienen, ist dem Antrag ein von der Vertretungskörperschaft be-

schlossenes Haushaltskonsolidierungskonzept beizufügen. 

(3) 1 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Leistung aus dem Ausgleichsstock 

besteht nicht. 2 Die Bewilligung von Leistungen kann mit Bedingungen und Auf-

lagen verknüpft werden. 

[...] 

2. Die Begründung der Landesregierung zum Entwurf eines [...] Gesetzes zur Ände-

rung des Finanzausgleichsgesetzes vom 8. Dezember 2021 (LT-Drs. 8/463) erläutert 

die diesen Regelungen zugrundeliegende Methode zur Berechnung und Verteilung 

der Finanzausgleichsmasse. Sie hält an der bis zum Finanzausgleichsgesetz für das 

Jahr 2016 entwickelten Systematik – bei Änderungen in Einzelheiten – fest und 

schreibt die Werte auf der Grundlage der zur Zeit des Gesetzentwurfs vorliegenden 

statistischen Daten fort (LT-Drs. 8/463, S. 37, 55).  

 3 
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a. Diese Systematik (LT-Drs. 8/463, S. 57) bildet die Finanzausgleichsmasse (§ 2 

Abs. 1 FAG LSA), die das Land den Kommunen im vertikalen Finanzausgleich aus 

dem Landeshaushalt zur Verfügung stellt, als Summe aus  

– einer „bedarfsgerechten Finanzausgleichsmasse“ für die Wahrnehmung 

der Aufgaben des übertragenen und des eigenen Wirkungskreises (§ 3 

Nr. 1 und 2, §§ 4, 7 bis 11 und 12 FAG LSA),  

– der Investitionspauschale (§ 3 Nr. 3, § 16 Abs. 1 FAG LSA) und  

– dem Ausgleichsstock (§ 3 Nr. 4, § 17 Abs. 1 FAG LSA).  

aa. Die „bedarfsgerechte Finanzausgleichsmasse“ wird aus bedarfsbegründenden 

und bedarfsmindernden Beträgen errechnet (LT-Drs. 8/463, S. 57–65). Diese Beträ-

ge ergeben sich  

– aus einer Fortschreibung der tatsächlichen Werte aus der kommunalen 

Kassen- und Jahresrechnungsstatistik für die Jahre 2018 bis 2020 für 

die konsumtiven Auszahlungen (bedarfsbegründend; LT-Drs. 8/463, 

S. 57 f., 59 f., 64) und Einzahlungen (bedarfsmindernd; LT-Drs. 8/463, 

S. 58 f., 63 f.) und für den konsumtiven Nettotransfer des Landes (be-

darfsmindernd; LT-Drs. 8/463, S. 60–62),  

– aus der Steuerschätzung für die gemeindlichen Steuereinnahmen (be-

darfsmindernd; LT-Drs. 8/463, S. 62 f.) und  

– aus einer Erhebung über die in den Jahren 2018 bis 2020 erbrachten 

Leistungen zur Tilgung investiver Kredite (bedarfsbegründend; LT-

Drs. 8/463, S. 64 f.).  

Für die Fortschreibung der tatsächlichen Werte aus der kommunalen Kassen- und 

Jahresrechnungsstatistik für die Jahre 2018 bis 2020 werden diese Werte nach An-

hebung auf das einheitliche Preisniveau 2020 gemittelt und auf ein für das Jahr 2022 

prognostiziertes Preisniveau weiter angehoben. Dabei wird zwischen der Steigerung 

der Personalauszahlungen und der Steigerung der übrigen Werte differenziert: Der 

angenommenen Steigerung der Personalauszahlungen wird die durchschnittliche 

Entwicklung von 2018 bis 2020 zugrundegelegt, der Steigerung aller übrigen Werte 

die jährlich prognostizierten Preisniveaus auf Basis der aktuellen Projektion der Bun-

desregierung (LT-Drs. 8/463, S. 56).  

bb. Zum Ausgleich eines bedarfsmindernden Effekts aus der Nachführung der Steu-

erschätzung für die gemeindlichen Steuereinnahmen wird zugunsten der Gemeinden 

ein „Zuschlag“ von 20 Mio. Euro der bedarfsgerechten Finanzausgleichsmasse hin-

zugerechnet (LT-Drs. 8/463, S. 67). Eine weitere leichte Erhöhung ergibt sich aus der 

Aufrundung der Finanzausgleichsmasse und der Teilmassen (LT-Drs. 8/463, S. 68 

mit Anlage 8, S. 2). 

cc. Die Investitionspauschale und der Ausgleichsstock werden mit festen Beträgen 

bestimmt (LT-Drs. 8/463, S. 77 f., 78).  

 4 

 5 

 6 

 7 

 8 
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b. Zur Verteilung der Finanzausgleichsmasse unter den Kommunen im horizontalen 

Finanzausgleich wird sie in die Teilmassen nach § 3 FAG LSA aufgespalten. Die 

Teilmassen werden jeweils nach Beträgen oder nach Quoten auf die drei kommuna-

len Gruppen (kreisfreie Städte, Landkreise und kreisangehörige Gemeinden) aufge-

teilt, um dann nach verschiedenen Schlüsseln unter den einzelnen Kommunen in-

nerhalb der drei kommunalen Gruppen verteilt zu werden.  

aa. Die Teilmassen für die Investitionspauschale und den Ausgleichsstock nach § 3 

Nr. 3 und 4 FAG LSA umfassen die dafür eingestellten festen Beträge. Die Investiti-

onspauschale wird nach festen Quoten auf die drei kommunalen Gruppen aufgeteilt 

(§ 16 Abs. 2 S. 1 FAG LSA). Für den Ausgleichsstock gibt das Gesetz keine Auftei-

lung auf die drei kommunalen Gruppen vor; aus ihm werden auf Antrag ohne 

Rechtsanspruch Bedarfszuweisungen und Liquiditätshilfen zur Milderung oder zum 

Ausgleich außergewöhnlicher Belastungen und Notlagen im Haushalt der Kommu-

nen erbracht (§ 17 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 S. 1, Abs. 3 S. 1 FAG LSA).  

bb. Die Teilmasse für die Auftragskostenpauschale (§ 3 Nr. 1, § 4 FAG LSA) ist aus 

einer Zuordnung des ermittelten Finanzbedarfs zur Wahrnehmung der Aufgaben des 

übertragenen Wirkungskreises in den drei kommunalen Gruppen abgeleitet (LT-

Drs. 8/463, S. 69–72).  

cc. Die Teilmassen für die Ergänzungszuweisungen (§ 3 Nr. 2 Buchst. a, §§ 7–11 

FAG LSA) sind aus einer Zuordnung des ermittelten Finanzbedarfs zur Wahrneh-

mung bestimmter Aufgaben des eigenen Wirkungskreises der Landkreise und der 

kreisfreien Städte abgeleitet (LT-Drs. 8/463, S. 72–75).  

dd. Die Teilmasse für die Schlüsselzuweisungen (§ 3 Nr. 2 Buchst. b, § 12 FAG LSA) 

bildet für jede kommunale Gruppe jeweils der Teil der bedarfsgerechten Finanzaus-

gleichsmasse (also der Finanzausgleichsmasse ohne Investitionspauschale und 

Ausgleichsstock), der nach Abzug der Teilmassen für die Auftragskostenpauschale 

und die Ergänzungszuweisungen verbleibt (LT-Drs. 8/463, S. 76).  

3. Durch Artikel 4 des Haushaltsbegleitgesetzes 2023 vom 3. April 2023 (GVBI. LSA 

S. 201, 204) wurde, der Revisionsklausel in § 2 Abs. 2 FAG LSA folgend, die Höhe 

der Finanzausgleichsmasse und der Teilmassen für den Finanzausgleich für 2023 

neu festgelegt. § 2 Abs. 2 FAG LSA wurde aufgehoben.  

I I .  

1. Die Beschwerdeführerin zu 1. ist eine kreisangehörige Gemeinde mit 6.926 Ein-

wohnern zum 1. Oktober 2022. Sie trägt vor, ihre Haushaltslage sei prekär. Ihr fehle 

die dauernde Leistungsfähigkeit.  

Ihr Haushalt weise bereits in den Jahren 2014 bis 2019 ein strukturelles Defizit und 

somit einen negativen Saldo im Jahresergebnis aus. Auch in den darauf folgenden 

Jahren sei mit Fehlbeträgen geplant worden. Der Schuldenstand habe Ende 2019 
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13,5 Millionen Euro betragen. Während die Erträge stagnierten, stiegen die Aufwen-

dungen. Den größten Anteil an den Aufwendungen nehme die Kreisumlage ein. Sie 

habe sich von 2.278.294 Euro im Jahr 2014 um 16 Prozent auf 2.652.600 Euro im 

Jahr 2019 erhöht. Die Personalausgaben seien von 1,79 Millionen Euro im Jahr 2013 

auf 2,75 Millionen Euro im Jahr 2023 gewachsen. Eine Konsolidierung des Haushalts 

sei trotz größter Sparanstrengungen aus eigener Kraft nicht möglich. Ihren Investiti-

onsbedarf beziffert die Beschwerdeführerin zu 1. mit rund 15 Millionen Euro. Sie ha-

be Liquiditätshilfen in Höhe von insgesamt rund 11 Millionen Euro erhalten, deren 

Rückzahlung sie voraussichtlich nicht leisten könne. Der Anteil des Zuschussbedarfs 

für freiwillige Aufgaben an Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit werde 

von 3,375 Prozent im Jahr 2021 und 3,66 Prozent im Jahr 2022 in den Planungen bis 

2025 auf 3,18 Prozent leicht absinken. Sie könne demnach nur einen verschwindend 

geringen Teil für überschaubare freiwillige Aufgaben ausgeben.  

Die relative Höhe der Kreisumlage zeige, dass auch die Finanzausstattung des 

Landkreises unzureichend sei. Beispielhaft bestätige für 2018 eine Gegenüberstel-

lung der relativen Fehlbeträge des Landkreises und der ihm angehörenden Gemein-

den selbst bei einer sehr hohen Kreisumlage, dass das System des kommunalen 

Finanzausgleichs in seiner Gesamtheit unzureichend sei. Die unzureichende Finanz-

ausstattung zwinge den Landkreis, eine erdrückend hohe Kreisumlage zu erheben. 

Damit finanzierten die kreisangehörigen Gemeinden unzulässigerweise Aufgaben 

des Landkreises, für die das Land in der Verantwortung stehe.  

2. Die Beschwerdeführerin zu 2. ist eine kreisangehörige Gemeinde mit 6.053 Ein-

wohnern zum 31. Dezember 2022 in demselben Landkreis wie die Beschwerdeführe-

rin zu 1. Sie trägt vor, sie leide seit Jahren an einer defizitären Haushaltslage und 

unter strukturell bedingten finanziellen Problemen.  

Eine 2018 durch das Innenministerium für die Beschwerdeführerin zu 2. erstellte um-

fassende Haushaltsanalyse habe ergeben, dass sie einen Haushaltsausgleich re-

gelmäßig nicht erreichen könne. Ein Haushaltskonsolidierungskonzept für die Jahre 

2018 bis 2028 weise jährliche Einsparungen und Mehreinnahmen in Höhe von ins-

gesamt höchstens 500.000 Euro aus. Es fehle der Beschwerdeführerin zu 2. aber 

eine dauernde Leistungsfähigkeit. Sie habe das Haushaltskonsolidierungskonzept für 

die Jahre 2022 bis 2030 fortgeschrieben. In der Vergangenheit habe sie zahlreiche 

Maßnahmen zu Verbesserung der Haushaltssituation eingeleitet. Sie habe regelmä-

ßig ein negatives Jahresergebnis erzielt. Sie habe Fehlbeträge aus den Jahren 2010 

bis 2012 nur durch Bedarfszuweisungen ausgleichen können. Für das Jahr 2022 er-

gebe die vorläufige Ergebnisrechnung ein negatives Ergebnis in Höhe von rund 2,42 

Millionen Euro. Ihr Schuldenstand aus Investitionskrediten betrage 2022 rund 6,54 

Millionen Euro, den sie bis 2030 nur auf knapp 2,4 Millionen Euro werde reduzieren 

können. Zum 1. Januar 2023 weise sie Verbindlichkeiten aus Investitionskrediten in 

Höhe von 5.368.155,49 Euro aus. Diese Verbindlichkeiten seien auf sachlich und 

zeitlich unabweisbare Investitionsmaßnahmen zurückzuführen. Die Beschwerdefüh-

rerin zu 2. habe 2022 Liquiditätskredite in Höhe von 156,02 Prozent der Einzahlun-
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gen aus laufender Verwaltungstätigkeit in Anspruch nehmen müssen. Auch in Zu-

kunft sei mit einer dauerhaften Inanspruchnahme von Liquiditätskrediten zu rechnen. 

2021 habe die Beschwerdeführerin zu 2. wegen ihrer Haushaltsnotlage für Fehlbe-

träge in den Ergebnisrechnungen aus den Jahren 2009 bis 2012 eine Bedarfszuwei-

sung erhalten. Der Anteil des Zuschussbedarfs für freiwillige Aufgaben an Einzahlun-

gen aus laufender Verwaltungstätigkeit betrage 2022 lediglich 2,66 Prozent. Die Be-

schwerdeführerin zu 2. habe das Konsolidierungspotential vollständig ausgeschöpft. 

Selbst bei vollständiger Umsetzung aller Konsolidierungsmaßnahmen könne sie den 

Haushaltsausgleich nicht aus eigener Kraft erreichen. Sie werde auch für die Fehlbe-

träge in den Ergebnisrechnungen für die Haushaltsjahre ab 2013 weitere Bedarfszu-

weisungen beantragen müssen. Die Kommunalaufsicht habe haushaltsrechtliche 

Beschränkungen angeordnet und festgestellt, dass sich die Defizite zwischen 2013 

und geplant 2025 auf rund 9,4 Millionen Euro summieren. Ein struktureller Ausgleich 

werde frühestens 2025 erreicht werden können. Selbst am Ende des Konsolidie-

rungszeitraums im Jahr 2030 verbleibe ein kumulierter Fehlbetrag von 8.793.221 Eu-

ro. Die Verschuldung je Einwohner liege 2022 weit über dem Landesdurchschnitt. 

Auch die Schuldendienstquote sei zu hoch. Der Anteil des Zuschussbedarfs für frei-

willige Aufgaben am Verwaltungshaushalt unterschreite stets den zulässigen Anteil 

von 3 Prozent. Finanzielle Spielräume für freiwillige Leistungen seien nicht vorhan-

den. Ohne eine weitere Verschuldung könnten Aufgaben nicht mehr wahrgenommen 

werden. Die finanzielle Lage der Beschwerdeführerin zu 2. habe einen Investitions-

stau in Höhe von mehr als 57 Millionen Euro zur Folge.  

3. Die Beschwerdeführerinnen führen ihre finanzielle Situation auf die angegriffenen 

Vorschriften des FAG-ÄndG zurück. Infolge einer fehlerhaften Aufgaben- und Be-

darfsermittlung durch den Gesetzgeber sei die Finanzausgleichsmasse und in der 

Folge die Höhe der auf die Beschwerdeführerinnen entfallenden Schlüsselzuweisun-

gen und weiteren Teilmassen fehlerhaft bestimmt und genüge nicht den verfassungs-

rechtlichen Anforderungen.  

Vor allem hinsichtlich der bedarfsmindernden Anrechnung der Bundesentlastungen 

fielen die Zuweisungen an die Beschwerdeführerinnen geringer aus. Diese Anrech-

nung sei systemwidrig.  

Grund für das strukturelle Defizit und die anhaltende Haushaltsnotlage bei den Be-

schwerdeführerinnen sei die unzureichende finanzielle Ausstattung seitens des Lan-

des.  

Eine angemessene Erfüllung der Selbstverwaltungsaufgaben sei den Beschwerde-

führerinnen wegen der Verschuldung und der kumulierten Fehlbeträge nicht mehr 

möglich.  

Die Beschwerdeführerinnen machen geltend, dass der Landesgesetzgeber entgegen 

Art. 2 Abs. 3, Art. 87 und Art. 88 Abs. 1 und Abs. 2 LVerf ihre Bedarfe nicht ausrei-

chend ermittelt und berücksichtigt habe. Im Widerspruch zu den verfassungsrechtli-

chen Vorgaben sorge das Land nicht für eine angemessene Finanzausstattung. Bei 
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der Regelung des Finanzausgleichs werde der Landesgesetzgeber den verfahrens-

rechtlichen Anforderungen nicht gerecht. Dadurch seien die Beschwerdeführerinnen 

in ihren Rechten aus Art. 88 Abs. 1 und Abs. 2 LVerf als wesentlichen Bestandteilen 

ihres Selbstverwaltungsrechts aus Art. 2 Abs. 3 und Art. 87 LVerf verletzt.  

Die durch Art. 1 Nr. 2 Buchst. a FAG-ÄndG neugeregelte Finanzausgleichsmasse 

entspreche nicht den verfassungsrechtlichen Vorgaben im Hinblick auf ihre Ermitt-

lung.  

Bei der Ermittlung der Finanzausgleichsmasse für die Haushaltsjahre 2022 und 2023 

habe der Landesgesetzgeber das Symmetriegebot nicht hinreichend beachtet. Das 

Symmetriegebot verpflichte ihn zu einem substantiellen Vergleich der Finanzlage des 

Landes und der Finanzlage der kommunalen Ebene anhand finanzwissenschaftlicher 

Kennzahlen. Es gehe nicht um einen immerwährenden Gleichlauf der Finanzen des 

Landes und der Kommunen, sondern um eine vergleichende Betrachtung der Fi-

nanzkräfte und der jeweiligen Aufgabenbelastung. Diese Betrachtung lasse das an-

gegriffene Gesetz vermissen.  

Eine rein mathematische Betrachtung sei hierfür nicht ausreichend, vielmehr müsse 

der Gesetzgeber das Berechnungsergebnis einer Abwägung und Bewertung unter-

ziehen. Er müsse sich dabei mit der Finanzkraft, dem Finanzbedarf und auch der 

Finanzentwicklung beschäftigen. Hierfür müsse er etwa die Kommunalisierungsgrade 

von Ausgaben und Einnahmen, die Deckungsquoten und die Finanzierungssalden 

sowie die Verschuldungssituation gegenüberstellen. Angebracht sei regelmäßig auch 

ein Vergleich mit der finanziellen Lage der Kommunen in anderen Bundesländern.  

Diesen Anforderungen werde der Landesgesetzgeber hier nicht vollumfänglich ge-

recht. Die Gesetzesbegründung beschäftige sich zwar mit den kommunalen Einnah-

men, den kommunalen Ausgaben, der Saldenentwicklung der kommunalen Kern-

haushalte und auch der Schuldenentwicklung der kommunalen Kernhaushalte. Fer-

ner führe sie die Entwicklung der Finanzvermögen der Kommunen an und stelle die 

Finanzlage des Landes dar. Sie begnüge sich dann aber mit einer mathematischen 

Berechnung. Eine schriftlich fixierte Wertung oder Abwägung der gefundenen (statis-

tischen und berechneten) Ergebnisse fehle. Der Gesetzgeber sei verpflichtet gewe-

sen, eine solche Betrachtung zur Begründung und Dokumentation niederzulegen. 

Das Fehlen einer solchen Dokumentation lasse darauf schließen, dass der Gesetz-

geber eine solche Betrachtung nicht angestellt habe. Die nach dem Symmetriege-

danken erforderliche Aussage darüber, ob die Kommunen im Hinblick auf die 

Gleichwertigkeit von Landes- und kommunalen Aufgaben in angemessenem Umfang 

an der Finanzkraft des Landes partizipieren, lasse sich so nicht treffen.  

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie habe der Landesgesetzgeber nur unzu-

reichend in Rechnung gestellt. Auch den Vorteil, den das Land aus dem „Festbe-

trags-FAG“ angesichts steigender Kosten und Ausgaben bei den Kommunen gezo-

gen habe, berücksichtige der Ebenenvergleich nicht. Vor allem habe sich der Lan-

desgesetzgeber nicht ausreichend mit dem künftigen Finanzbedarf und damit der 
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Finanzentwicklung beschäftigt, sondern lasse es im wesentlichen bei einer vergan-

genheitsbezogenen und Ist-Betrachtung bewenden.  

Die rein rechnerische Ermittlung der Finanzausgleichsmasse genüge nicht dem Ge-

bot bedarfsorientierter Sachverhaltsermittlung.  

Der Gesetzgeber sei verfassungsrechtlich verpflichtet, den kommunalen Finanzbe-

darf nachvollziehbar und vertretbar zu ermitteln. Die Vertretbarkeit dieser Ermittlung 

setze grundsätzlich voraus, dass sich der Gesetzgeber finanzwissenschaftlichen 

Sachverstandes bedient. Damit die Ermittlung der Finanzausgleichsmasse und somit 

die Ausfüllung seines Gestaltungsspielraums durch das Verfassungsgericht über-

prüfbar ist, habe er in der Gesetzesbegründung transparent niederzulegen, wie er die 

Höhe der Finanzausgleichsmasse festgestellt hat.  

Das Vorgehen des Landesgesetzgebers bei der Ermittlung des Finanzbedarfs müsse 

dabei rational und sachlich sein. Er habe auch denjenigen Bedarf wertend einzustel-

len, der sich im Ausgabeverhalten allein nicht widerspiegelt. Der Schluss von den 

Ausgaben in der Vergangenheit auf die tatsächlichen Bedarfe sei nicht hinreichend. 

Soweit ein Bedarf nicht in der Statistik der Ausgaben sichtbar werde, etwa weil 

Kommunen mangels Finanzen bestimmte Aufgaben nicht oder nicht im angestrebten 

Umfang wahrnähmen, müsse der Gesetzgeber geeignete Bedarfsindikatoren wählen.  

Beim FAG-ÄndG habe sich der Landesgesetzgeber schon nicht finanzwissenschaftli-

chen Sachverstandes bedient, sondern erwäge das lediglich für eine künftige Neure-

gelung des kommunalen Finanzausgleichs.  

Anhand der Gesetzesbegründung könne nicht ausreichend nachvollzogen werden, 

wie der Landesgesetzgeber außerhalb der rein statistischen Erfassung und einer da-

rauf fußenden Berechnungssystematik den Finanzbedarf der kommunalen Ebene 

festgestellt hat. Auch die Vorschriften des FAG LSA sähen keine Bedarfsermittlung 

vor, sondern § 2 Abs. 1 FAG LSA beziffere schlicht die Finanzausgleichsmasse.  

Die Gesetzesbegründung selbst enthalte zwar Aussagen und Daten zur finanziellen 

Situation des Landes und der Kommunen sowie zur Ausgabenbelastung der kom-

munalen Ebene auf Grundlage statistischer Daten. Im Ergebnis sei der Landesge-

setzgeber hier im wesentlichen der Frage nach der Einnahmen- und Ausgabenent-

wicklung nachgegangen. Die Gesetzesbegründung enthalte jedoch weder eine nach 

Aufgabenbereichen getrennte echte Bedarfsermittlung, noch werde erkennbar sys-

tematisch zwischen übertragenem und eigenem Wirkungskreis unterschieden. Auch 

fänden konkrete Aufgabenbereiche und die damit verbundenen Belastungen für die 

kommunale Ebene so überhaupt keine tiefergehende Erwähnung und Bewertung.  

Bei einem solchen Vorgehen bestehe die Gefahr, dass chronische Unterfinanzierun-

gen bestimmter Aufgabenbereiche aus dem Blick gerieten und dass deshalb die an-

gemessene Finanzausstattung unzulässigerweise unterlaufen würde. Systemische 

Mängel bei der Finanzausstattung der Kommunen und damit bei der Dotierung der 
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Finanzausgleichsmasse ließen sich nicht erkennen. In der Folge bleibe der Mangel 

unaufgedeckt und werde verstetigt.  

Im Hinblick auf das verfassungsrechtlich garantierte Aufgabenfindungsrecht der 

Kommunen könne sich eine Bedarfsermittlung nicht allein mit der Erfassung der lau-

fenden Kosten und deren Fortschreibung begnügen. Etwaige Mehrbedarfe seien we-

gen des prognostischen Charakters der Bedarfsermittlung zu berücksichtigen. Dabei 

gehe es sowohl um aktuelle als auch um künftige Bedarfe, die sich nicht allein im 

Ausgabeverhalten niederschlagen.  

Weil sich der Landesgesetzgeber mit der Wahl seiner Methodik aber allein auf abs-

trakte Kennzahlen und Statistiken stütze, die auf dem reinen Ausgabeverhalten be-

ruhen, sei er jedenfalls verpflichtet gewesen, sich hiermit kritisch auseinanderzuset-

zen und die damit verbundenen Nachteile und Risiken abzuwägen. Eine dafür erfor-

derliche Gesamtanalyse fehle allerdings. Mit seinem methodischen Vorgehen habe 

sich der Gesetzgeber überhaupt nicht auseinandergesetzt.  

Gerade dies sei der Grund dafür, weshalb die chronische Unterfinanzierung der Be-

schwerdeführerinnen vor allem im investiven Bereich sowie bei den Personalkosten 

nicht erkannt werde.  

Die „glatte“ Summe der Finanzausgleichsmasse erwecke den Eindruck, dass die 

Summe politisch festgelegt worden sei und erst im Nachgang eine entsprechende 

Berechnung stattgefunden habe. Dies sei intransparent und widerspreche dem ge-

forderten sachlichen und rationalen Vorgehen bei der Regelung des kommunalen 

Finanzausgleichs.  

Nicht mit dem Gebot bedarfsorientierter Sachverhaltsermittlung vereinbar sei es zu-

dem, für die Einnahmen auf die Steuerschätzung statt auf die tatsächlichen Einnah-

men abzustellen. Anders liege es bei den Ausgaben, die die Bedarfe abbildeten und 

sich in die Zukunft richten müssten.  

Die Verfassungswidrigkeit der angegriffenen Vorschriften ergebe sich unabhängig 

davon, ob der Gesetzgeber eine dem Gebot bedarfsorientierter Sachverhaltsermitt-

lung genügende Abwägung getroffen habe, jedenfalls daraus, dass diese sich entge-

gen der Begründungs- und Dokumentationspflicht nicht aus der Gesetzesbegrün-

dung erschließe. Der Gesetzgeber habe sich ersichtlich nicht mit seinem Entschei-

dungsspielraum auseinandergesetzt.  

Verfassungswidrig sei es überdies schon, dass sich die Gesetzesbegründung maß-

geblich auf die durch den Koalitionsvertrag festgelegte Summe beziehe und der Koa-

litionsvertrag damit Regelungs- und Begründungsgrundlage des FAG-ÄndG gewor-

den sei. Selbst wenn den Vereinbarungen der Koalitionspartner eine entsprechende 

Bedarfsermittlung durch das zuständige Ministerium vorausgegangen sein sollte, 

könne der Verweis auf einen Koalitionsvertrag den Gesetzgeber nicht von seinen 

verfahrensbezogenen Pflichten entbinden und nicht die gebotene Darlegung in der 

Gesetzesbegründung ersetzen. Die Bezugnahme auf eine politische Vereinbarung 
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indiziere vielmehr, dass die kommunale Finanzverteilung politischem Belieben folge. 

Das widerspreche ihrer geforderten Transparenz und Rationalität. Im Gesetzge-

bungsverfahren sei zudem zum Ausdruck gekommen, dass sich der Landesgesetz-

geber politisch an die Vorgabe der Finanzausgleichsmasse im Koalitionsvertrag ge-

bunden gefühlt habe. Das widerspreche der verfassungsrechtlich notwendigen Tren-

nung des Handelns der Staatsorgane vom politischen Handeln der eine Landesregie-

rung tragenden politischen Parteien. Koalitionsverträge seien zulässig, aber rechtlich 

unverbindlich und zur sachlichen Rechtfertigung einer gesetzlichen Regelung un-

tauglich.  

Die bedarfsmindernde Anrechnung der Bundesentlastungen verstoße gegen das 

Gebot der Systemgerechtigkeit. Das Gebot der Systemgerechtigkeit verbiete es dem 

Gesetzgeber, für den kommunalen Finanzausgleich das einmal gewählte Berech-

nungssystem ohne besonderen Grund zu verlassen. Änderungen und Korrekturen 

seien zwar möglich, bedürften aber einer besonderen Rechtfertigung vor allem dann, 

wenn sie sich zulasten der Kommunen auswirkten. Bis 2021 habe der Gesetzgeber 

die Bundesentlastungen nicht bedarfsmindernd berücksichtigt, ab 2022 sei er ohne 

besonderen Grund zur Anrechnung übergegangen. Das sei widersprüchlich. Der 

Systemfehler belaste unmittelbar die Landkreise, mittelbar über die interkommunale 

Verteilung der unzureichenden Finanzausgleichsmasse und über eine erhöhte 

Kreisumlage auch die Beschwerdeführerinnen als kreisangehörige Kommunen. Die-

se bezahlten Aufgaben des Landkreises, die eigentlich das Land zu bezahlen hätte. 

Das Land reiche die vom Bund für die Kommunen vorgesehenen Entlastungen nicht 

an die Kommunen weiter. Das sei nicht zu rechtfertigen. Der Landesgesetzgeber 

setze sich über die Zweckbestimmung der vom Bund ab 2018 gewährten Entlastun-

gen hinweg. Das Land habe schon den für die Kommunen vorgesehenen Umsatz-

steueranteil nicht an die Kommunen weitergeleitet. Der Nachteil für die kommunale 

Ebene belaufe sich auf 153,1 Millionen Euro, die das Land den Kommunen vorent-

halte.  

Der bedarfsmindernden Anrechnung der Bundesentlastungen stehe ferner der 

Grundsatz des Vertrauensschutzes entgegen. Die Beschwerdeführerinnen hätten 

darauf vertrauen dürfen, dass die Bundesentlastungen vollständig bei ihnen ankom-

men.  

Der Landesgesetzgeber habe seine Beobachtungs- und Nachbesserungspflicht ver-

letzt. Die Nachbesserungen im FAG-ÄndG seien aus den angeführten Gründen, vor 

allem wegen des angenommenen Verstoßes gegen das Gebot bedarfsorientierter 

Sachverhaltsermittlung, unzureichend. Der Landesgesetzgeber habe sich nicht mit 

der Stimmigkeit des kommunalen Finanzierungssystems auseinandergesetzt. Er ha-

be das in den vorausgegangenen fünf Jahren auf einem dauerhaft festgelegten Be-

trag der Finanzausgleichsmasse beruhende System ohne nähere Prüfung von Ver-

änderungen bei den Aufgabenzuschnitten, der Aufgabenverteilung und dem Aufga-

benbestand in einer reinen Fortschreibung des Finanzausgleichs beibehalten. Er ha-

be das FAG-ÄndG selbst nur als Zwischenlösung bezeichnet und eine Anwendung 
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finanzwissenschaftlichen Sachverstandes nur vage für eine Neuregelung ab 2024 

angekündigt. Das genüge seiner Beobachtungs- und Nachbesserungspflicht nicht. 

Die Regelung der Finanzausgleichsmasse verletze daneben den Anspruch der Be-

schwerdeführerinnen auf finanzielle Mindestausstattung.  

Im Gegensatz zur bisherigen Rechtsprechung des Landesverfassungsgerichts sei 

der Anspruch auf finanzielle Mindestausstattung als absolut geschützter Kernbereich 

der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie nicht von der Leistungsfähigkeit des 

Landes abhängig. Es gehe nicht darum, den Kommunalfinanzen einen Vorrang vor 

den Landesfinanzen einzuräumen. Die finanzielle Mindestausstattung als unantast-

barer Kernbereich der kommunalen Finanzhoheit solle sicherstellen, dass die Selbst-

verwaltung nicht leerlaufe und im Belieben des Landes stehe. Der unantastbare 

Kernbereich dürfe unabhängig von der Leistungsfähigkeit des Landes nicht verletzt 

werden. Wenn man dies nicht unmittelbar aus der Landesverfassung ableiten wollte, 

bliebe diese hinter dem Schutzgehalt des Art. 28 Abs. 2 S. 3 GG zurück, weshalb 

dieser auf den Verfassungsraum des Landes durchgreifen müsse.  

Selbst wenn man der bisherigen Auffassung des Landesverfassungsgerichts folgte, 

sei der Leistungsfähigkeitsvorbehalt in einem engen Sinne zu verstehen.  

Der Anspruch der Beschwerdeführerinnen auf finanzielle Mindestausstattung sei ver-

letzt, weil es ihnen wegen ihrer prekären Haushaltslage unmöglich sei, freiwillige 

Selbstverwaltungsaufgaben wahrzunehmen. Mangels Leistungsfähigkeit könnten sie 

freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben nur noch zu einem äußerst geringen Teil 

wahrnehmen. Hierfür seien sie seit Jahren darauf angewiesen, die freiwilligen Aufga-

ben unzulässigerweise durch Liquiditätskredite zu finanzieren. Ihre Haushalte wiesen 

seit Jahren ein strukturelles Defizit aus. Sie seien aus eigener Kraft nicht zum Haus-

haltsausgleich in der Lage. Sie hätten einen immensen Investitionsstau angehäuft. 

Sie hätten die Möglichkeiten zur Einsparung und Einnahmenerhöhung ausgeschöpft. 

Das maximal erreichbare Konsolidierungspotential würde nicht ausreichen, um den 

Haushalt auszugleichen und die Überschuldung abzuwenden. Die Inanspruchnahme 

von Bedarfszuweisungen aus dem Landesausgleichsstock sei keine Einnahmequel-

le. Sie diente allein für außergewöhnliche Notlagen, nicht der Sanierung kommunaler 

Haushalte. Eine fortwährende Inanspruchnahme von Bedarfszuweisungen indiziere 

umgekehrt eine unzureichende Mindestausstattung. Die Beschwerdeführerin zu 2. 

habe bereits Bedarfszuweisungen in Anspruch genommen und auch bewilligt be-

kommen; das werde sich fortsetzen. Eine Unterschreitung der Mindestausstattung 

zeige sich zudem daran, dass die „freie Spitze“ von 5 bis 10 Prozent der insgesamt 

verfügbaren Mittel für freiwillige Aufgaben unterschritten werde, indem die Be-

schwerdeführerinnen seit Jahren unter 5 Prozent für freiwillige Aufgaben – kreditfi-

nanziert – zur Verfügung hätten.  

Die für die Annahme einer Verletzung des Anspruchs auf finanzielle Mindestausstat-

tung maßgebliche Dauer der finanziellen Leistungsunfähigkeit hätten die Beschwer-

deführerinnen für einen mehrjährigen Zeitraum dargelegt und nachgewiesen.  
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Dass die Leistungsfähigkeit des Landes nicht ausreichen würde, um diesen Min-

destanspruch zu erfüllen, sei angesichts steigender Einnahmen und einer stabilen 

Finanzlage nicht ersichtlich. Jedenfalls sei das Land bei Verletzung der finanziellen 

Mindestausstattung verpflichtet, den Gemeinden neue Abgabenquellen zu erschlie-

ßen, gegebenenfalls die Pflichtaufgaben zu vermindern oder die einzuhaltenden 

Standards der Aufgabenerfüllung zu reduzieren. Die Pflicht zur finanziellen Mindest-

ausstattung der Kommunen nehme dem Land somit nicht jedweden Gestaltungs-

spielraum.  

Die verfassungswidrige Bemessung der Finanzausgleichsmasse mache auch die 

ebenso nicht bedarfsgerecht ermittelte, sondern nur berechnete Bemessung der Auf-

tragskostenpauschale in Art. 1 Nr. 4 FAG-ÄndG, der Schlüsselzuweisungen in Art. 1 

Nr. 10 Buchst. a FAG-ÄndG sowie der Investitionspauschale und der Bedarfszuwei-

sungen im Landesausgleichsstock in Art. 1 Nr. 11 Buchst. a und Nr. 12 FAG-ÄndG 

verfassungswidrig. Mit der unveränderten und pauschalen Festlegung der Investiti-

onspauschale und des Landesausgleichsstocks ohne Bedarfsermittlung verletze der 

Landesgesetzgeber seine Beobachtungspflicht zusätzlich.  

Die Revisionsklausel in Art. 1 Nr. 2 Buchst. b FAG-ÄndG zur Fortschreibung der für 

2023 festgelegten Finanzausgleichsmasse beruhe auf deren fehlerhafter Ermittlung. 

Weil sie sie lediglich fortschreibe, sei sie aus denselben Gründen verfassungswidrig. 

Sie genüge auch für sich genommen nicht den Anforderungen an die Ermittlung der 

Finanzausgleichsmasse. Zudem verstoße die Revisionsklausel auch dadurch gegen 

das Gebot bedarfsorientierter Sachverhaltsermittlung zur Erfüllung der Beobach-

tungs- und Nachbesserungspflicht, dass sie auf die Entwicklung des Verbraucher-

preisindexes abstelle. Damit werde die Entwicklung der Personalkosten als wesentli-

cher Kostenfaktor für die kommunale Aufgabenerfüllung nicht berücksichtigt.  

Die Darlegung der finanziellen Situation der Beschwerdeführerinnen, deren Folgen 

für die Aufgabenerfüllung und der von ihnen geltend gemachten Sachverhalts- und 

Abwägungsmängel genüge den Anforderungen an die Darlegungsdichte für ihre Be-

schwerdebefugnis. Nur offensichtlich ausgeschlossene Verfassungsverletzungen 

seien auf dieser Ebene auszuscheiden.  

4. Die Beschwerdeführerinnen beantragen  

 festzustellen, dass Artikel 1 Ziff. 2 lit. a, lit. b, Ziff. 4, Ziff. 10 lit. a, Ziff. 11 lit. a 

und Ziff. 12 des Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes sowie 

des Gesetzes zur Änderung des Kommunalverfassungsgesetzes und anderer 

kommunalrechtlicher Vorschriften (FAG-ÄndG) vom 04.04.2022 (GVBI. LSA 

Nr. 10/2022, S. 78) gegen Art. 2 Abs. 3, Art. 87 und Art. 88 Abs. 1 und 2 LVerf 

verstoßen und damit nichtig sind. 

5. Das Landesverfassungsgericht hat gemäß § 16 Abs. 2, § 50 Abs. 1 und 4 i. V. m. 

§ 40 Abs. 1 des Gesetzes über das Landesverfassungsgericht – LVerfGG – vom 

23. August 1993 (GVBl. LSA S. 441), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juni 
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2024 (GVBl. LSA S. 155), dem Landtag und der Landesregierung Gelegenheit zur 

Stellungnahme gegeben.  

Der Landtag hat von einer Stellungnahme abgesehen.  

Die Landesregierung hat zur Verfassungsbeschwerde Stellung genommen. Sie hält 

sie für unzulässig, jedenfalls für unbegründet. Die Beschwerdeführerinnen seien 

nicht in ihren Rechten verletzt.  

Die Beschwerdeführerinnen seien nicht beschwerdebefugt. Sie hätten die Möglich-

keit einer Rechtsverletzung der Selbstverwaltungsgarantie nicht hinreichend darge-

legt und ausgeführt.  

Die Verfassungsbeschwerde sei unbegründet, weil die angegriffenen Bestimmungen 

das Recht auf kommunale Selbstverwaltung nicht verletzten.  

Die Neuausrichtung des FAG LSA durch das FAG-ÄndG sei mit Hilfe einer Evaluie-

rung des FAG LSA vorgenommen worden, welche durch wissenschaftliche Äußerun-

gen und durch Berichte des Landesrechnungshofs begleitet worden seien. Die Er-

kenntnisse seien in das FAG-ÄndG eingeflossen.  

Der kommunale Finanzausgleich unterliege im Rahmen der Landesverfassung der 

freien Gestaltung des Landesgesetzgebers. Das Finanzierungssystem des Landes 

umfasse die Finanzierung der gesamten Staatsaufgaben sowohl des Landes wie 

auch seiner Kommunen. Innerhalb der Landesaufgaben habe jeder Aufgabenbereich 

gleichen Rang bei der Bewältigung der letztlich gemeinsamen gesamtstaatlichen 

Aufgaben. Der Anteil der Kommunen am gesamten Landeshaushalt sei mit einem 

knappen Drittel sehr hoch, dem Land müssten zwei Drittel für die Bewältigung seiner 

eigenen Aufgaben verbleiben. Eine trennscharfe Finanzierung der kommunalen Auf-

gaben seitens des Landes laufe auf eine Vollalimentation und Vollversicherung hin-

aus, mache die Gemeinden zu halb oder gar nicht mehr autonomen Kostgängern 

des Landes und beseitige das kommunale Selbstverwaltungsrecht. Dessen Grundla-

ge sei die Eigenverantwortlichkeit.  

Das FAG-ÄndG wahre die Symmetrie in der Finanzausstattung der kreisfreien Städ-

te, der kreisangehörigen Gemeinden und der Landkreise. Keine der drei kommuna-

len Gruppen werde zulasten der anderen bevorzugt oder benachteiligt.  

Es könne nicht festgestellt werden, dass der Landesgesetzgeber beim FAG-ÄndG 

nicht sachgerecht, nicht vertretbar, offensichtlich fehlerhaft oder im Widerspruch zu 

den Werten der Verfassung vorgegangen sei.  

Das Land habe vor Erlass des FAG-ÄndG die Aufgaben in Form einer umfangrei-

chen Evaluierung ermittelt. Diese habe die Finanzlage jeder einzelnen Gemeinde 

nach bestimmten Aufgabenbereichen untersucht und jeden Typus der kommunalen 

Einzelaufgaben anhand eines detaillierten Aufgabenschlüssels mit hunderten von 

Aufgabenposten (Aufgabengruppen) aufgeführt. Die kommunalen Spitzenverbände 

seien sowohl bei der Ausarbeitung des Evaluierungsberichts als auch bei der Geset-

zesbegründung in LT-Drs. 8/463, die auf diesem Bericht aufbaue, fortwährend einbe-
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zogen worden. Eine Punktgenauigkeit der Aufgabenermittlung sei nicht zu leisten. 

Die Auswahl geeigneter Parameter für die verschiedenen Aufgabentypen vor allem 

im übertragenen Wirkungskreis müsse dem Land vorbehalten bleiben. Zu detaillierte 

Vorgaben drohten die Selbstverantwortung der Gemeinden einzuschränken oder gar 

aufzuheben. Die Anwendung von „Benchmarks“ hätten die Kommunen durch ihre 

Verbände selbst abgelehnt. Das Land habe beim Erlass des FAG-ÄndG die Vor- und 

Nachteile der Bemessungskriterien für die kommunale Aufgabenerfüllung willkürfrei, 

rational und begründbar abgewogen. Dem Gesetzgeber sei es unbenommen, be-

stimmte Parameter durch andere zu ersetzen oder an der bisherigen Berechnung 

nach einem bestimmten Schema festzuhalten. Er habe ausweislich des Evaluie-

rungsberichts und der Gesetzesbegründung seinen Spielraum voll ausgeschöpft. Die 

in diesem Rahmen gefundenen Lösungen seien sachgerecht, zumindest vertretbar.  

Der Annahme einer Pflicht des Gesetzgebers zur Begründung des FAG-ÄndG tritt 

die Landesregierung entgegen. Es bestehe weder eine allgemeine Begründungs-

pflicht für Gesetze noch eine Begründungslast. Das Fehlen oder die Unvollständig-

keit einer Gesetzesbegründung führten auch dann, wenn das Gesetz planerische 

Elemente enthält, nicht zur Verfassungswidrigkeit des Gesetzes. Dessen ungeachtet 

habe das FAG-ÄndG eine umfassende und detaillierte Begründung erfahren (LT-

Drs. 8/463), die sich auf einen umfangreichen Evaluierungsbericht stütze (LT-

Drs. 7/3149). Die Gesetzesbegründung stelle die Finanzlage der Kommunen und des 

Landes eingehend dar.  

Der Evaluationsbericht bestimme den bedarfsgerechten Finanzaufwand der Kommu-

nen anhand des Prüfungsmaßstabs und der verfassungsrechtlichen Vorgaben, ent-

halte die Berechnung des kommunalen Finanzbedarfs für die Jahre 2017 bis 2021, 

ein Schema zur Berechnung der Finanzausgleichsmasse als Prüfungsmaßstab für 

die Evaluierung 2018 bis 2021, die Fortschreibung des Bedarfs anhand geeigneter 

Parameter, ferner den konsumtiven Finanzbedarf, den sonstigen Nettotransfer des 

Landes, die Steuereinnahmen 2018 bis 2021, den Oberzentrumszuschlag 2018 bis 

2021, die pauschalen Tilgungsbeiträge für 2018 bis 2021, die Höhe der Teilmassen, 

eine Modellrechnung für die Berücksichtigung der nicht angewandten Einflussgrö-

ßen, einen Vergleich der berechneten Finanzausgleichsmasse mit den geltenden 

Beträgen sowie Handlungsempfehlungen. Das Zahlenwerk umfasse unter anderem 

Berechnungsvarianten für den kommunalen Finanzbedarf 2018 bis 2021 auf Grund-

lage der kommunalen Jahresrechnungsstatistiken 2015/2016 und der kommunalen 

Kassenstatistik 2017 sowie die Steuerschätzung zum November 2018.  

Die Begründung des Gesetzentwurfs stelle den Anteil des übertragenen Wirkungs-

kreises für die Berechnung der Auftragskostenpauschale für die drei kommunalen 

Gruppen dar, die Zusammensetzung nach Aufgabengruppen und eine Fortschrei-

bung ohne Umlagen und Personalauszahlungen anhand des Preisindexes für alle 

kommunalen Gruppen, weiter die konsumtiven Auszahlungen und die direkt zure-

chenbaren konsumtiven Einzahlungen, jeweils ohne Umlagen, sowie den kommuna-

len konsumtiven Finanzbedarf aller Gruppen, sodann die Fortschreibung der Perso-
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nalauszahlungen anhand durchschnittlicher Entwicklungen, die Fortschreibung sons-

tiger konsumtiver Nettotransferleistungen des Landes anhand des Preisindexes, Kor-

rekturbeträge der Einmalzahlungen 2020 an die kreisfreien Städte und Landkreise, 

die Steuerschätzung vom November 2021, die Steuereinnahmen für alle kommuna-

len Gruppen sowie die Fortschreibung der Umlage der Kreise und der Verbandsge-

meinden 2018 bis 2020 mit dem Preisindex.  

Die Bezugnahme der Gesetzesbegründung auf die Koalitionsvereinbarung der die 

Landesregierung tragenden Parteien sei verfassungsrechtlich legitim.  

Das FAG-ÄndG verstoße nicht gegen Rationalitätsanforderungen. Ihm seien zahlrei-

che umfangreiche Untersuchungen, Berichte, Evaluierungen und Anhörungen vo-

rausgegangen, die eine annähernd erschöpfende Aufarbeitung des Regelungsge-

genstandes unter den unterschiedlichsten Aspekten erkennen ließen.  

Der Landesgesetzgeber sei dem Gebot bedarfsorientierter Sachverhaltsermittlung in 

vollem Umfang nachgekommen. Das FAG-ÄndG halte die Bindung der Aufgaben-

Vorgaben an die dafür erforderliche Finanzierung (Konnexitätsprinzip) auf der Basis 

umfangreicher Datenermittlungen ein. Die Ermittlung des aufgaben- und bedarfsori-

entierten Sachverhalts geschehe mithilfe von Kennziffern, die das Land in eigener 

Regie wähle. Art. 88 LVerf fordere nicht, für jede einzelne Kommune punktgenau die 

Kosten gerade der Aufgaben nachzurechnen, die sie jeweils wahrnimmt oder wahr-

nehmen möchte. Was im Sinne des Art. 88 Abs. 1 LVerf unter einer insgesamt „an-

gemessenen“ Erfüllung der kommunalen Aufgaben und im Sinne des Art. 88 Abs. 2 

LVerf unter einem „angemessenen“ Ausgleich der unterschiedlichen Finanzkraft der 

Kommunen zu verstehen ist, unterliege der Einschätzung des zuständigen Organs, 

nämlich des Landtags, in eigener Verantwortlichkeit je nach allgemeiner Finanzlage.  

Verteilungssymmetrie sei nicht nur im Verhältnis der kommunalen Gruppen zueinan-

der geboten, sondern auch im Verhältnis zwischen den Kommunen und dem Land 

als dem Träger der übergeordneten Aufgaben. Bei einer Kommunalquote von knapp 

einem Drittel des Gesamthaushalts müsse insgesamt darauf geachtet werden, dass 

die Erledigung der gesamtstaatlichen Aufgaben nicht leide.  

Die Beobachtungs- und Nachbesserungspflichten seien in der Revisionsklausel des 

FAG-ÄndG enthalten, wie es in allen Finanzausgleichsgesetzen der Flächenländer 

üblich sei. Ein Verstoß gegen eine Beobachtungs- und Nachbesserungspflicht sei 

nicht erkennbar. Wie sie und in welchen Zeitabständen sie zu erfüllen sei, unterliege 

der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers. Der Landesgesetzgeber sei ihr durch den 

Evaluierungsbericht der Landesregierung, die Prüfung des Landesrechnungshofs 

und die Bestellung eines finanzwissenschaftlichen Gutachtens hinreichend nachge-

kommen und werde das auch weiterhin tun.  

Eine finanzielle Ausstattungsgarantie der Kommunen sehe die Landesverfassung 

nicht vor. Auch eine Abkoppelung der finanziellen Ausstattung der Kommunen von 

der finanziellen Leistungsfähigkeit des Landes sehe die Landesverfassung nicht vor. 

Sie widerspräche zum einen der Gleichrangigkeit und Gleichwertigkeit der Aufgaben 
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des Landes und der Kommunen, zum anderen könne eine nicht mehr bestehende 

Leistungsfähigkeit des Landes die kommunale Selbstverwaltung nicht retten. Der 

Finanzausgleich sei ein neben den örtlichen Steuern, eigenen Einkünften, Vermö-

gensverwaltungen und wirtschaftlichen Betätigungen der Gemeinden subsidiäres 

System zur Finanzierung der kommunalen Aufgaben, ausgenommen die Auftrags-

kostenpauschale für die Finanzierung der den Kommunen vom Land übertragenen 

Aufgaben. Im Gesamthaushalt 2022 von 13,5 Milliarden Euro umfassten die Zahlun-

gen an die Kommunen mit 4,3154 Milliarden Euro knapp ein Drittel; so mache die 

Finanzausgleichsmasse mit 1,735 Milliarden Euro mehr als 12,8 % des Landeshaus-

halts aus und werde durch die übrigen Zuwendungen mehr als verdoppelt. Diese ho-

he Kommunalquote verlange eine Grenze bei der Gesamt-Leistungsfähigkeit des 

Landes. Die Gleichwertigkeit der Landes- und der kommunalen Aufgaben wirke nicht 

nur zugunsten der Gemeinden, sondern auch zugunsten des Landes.  

Die Finanzgarantie des Art. 88 Abs. 1 LVerf sei aufgabenbezogen, aber nicht ausga-

benbezogen. Diese Beschränkung ergebe sich daraus, dass nur die „erforderlichen“ 

Mittel für eine „angemessene“ Erfüllung der Aufgaben bereitzustellen seien. Die Auf-

gabenautonomie der kommunalen Selbstverwaltung verbiete es dem Land, sich je-

den Einzelfall zur Entscheidung vorzubehalten, ob und in welchem Umfang eine von 

den Gemeinden wahrgenommene Aufgabe sachgerecht wahrgenommen und daher 

finanzausgleichsrelevant ist. Ein Finanzausgleich sei verfassungsgemäß, wenn der 

Gesetzgeber die Höhe der erforderlichen Finanzmittel und damit auch Art und Um-

fang der von den Gemeinden zu erledigenden Aufgaben kennt, indem er sie nach-

vollziehbar einschätzt. Hierfür sei keine tatsächliche Kostenanalyse, sondern eine 

typisierende Bedarfsanalyse vorzunehmen. Infolgedessen komme es nicht auf die 

Verhältnisse der Beschwerdeführerinnen an, sondern auf die Verhältnisse aller Ge-

meinden. Die finanzielle Mindestausstattung der Kommunen sei nicht abstrakt zu 

bestimmen, sondern unterliege einem weiten normativen Entscheidungsspielraum 

des Gesetzgebers unter Berücksichtigung der Leistungskraft des Landes. Die Gren-

zen dieses Spielraums seien erst erreicht, wenn das Land seine Aufgaben ohne 

sachlichen Grund höher bewertet als die Aufgaben der Gemeinden. Das sei beim 

FAG-ÄndG nicht der Fall.  

Das FAG-ÄndG bewirke keinen verfassungsrechtlich zu beanstandenden Verstoß 

gegen das Gebot der Systemgerechtigkeit. Dieses problematische, umstrittene Ge-

bot fordere letztlich die Vermeidung von Willkür und Wertungswidersprüchen. Es be-

deute nicht, dass ein einmal gewähltes System für alle Zeiten unabänderbar wäre. 

System- und Paradigmenwechsel seien verfassungsrechtlich erlaubt und bedürften 

allenfalls unter dem Aspekt eines Vertrauensschutzes einer hinreichenden Begrün-

dung.  

Einen unmittelbaren Rechtsanspruch der Kommunen auf einen Teil der Umsatzsteu-

er begründe Art. 106 Abs. 5a GG nicht. Dies ergebe sich daraus, dass der Gesam-

tumsatzsteueranteil als Teil der Gemeinschaftssteuer gemäß Art. 106 Abs. 3 S. 1 GG 

zunächst den Ländern zukomme und danach den Kommunen „zugewiesen“ werde. 
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Die Länder hätten den Gemeindeanteil gemäß Art. 106 Abs. 5a GG sodann „weiter-

zuleiten“. Dies geschehe, nachdem das Land in einem Zwischenverfahren eine Auf-

teilung des Umsatzsteueranteils aufgrund eines bestimmten Schlüssels vorgenom-

men habe. Es handele sich dabei also lediglich um einen mittelbaren, verfahrensmä-

ßigen Anspruch. Den Ländern bleibe es überlassen, wie sie den Gemeindeanteil an 

ihre Gemeinden weitergeben. Anders als bei den Gemeindesteuern nach Art. 106 

Abs. 6 GG seien nach Art. 106 Abs. 5a GG nicht die Gemeinden die Steuergläubiger, 

sondern die Länder.  

Das FAG-ÄndG bewirke keinen Verstoß gegen den Vertrauens- und Bestandsschutz. 

Ein Vertrauensschutz gelte im Staatsorganisationsrecht grundsätzlich nicht. Auch 

unter der Annahme, dass er zwischen Land und Kommune Wirkung entfalte, sei es 

durch das FAG-ÄndG zu keinem Verstoß hiergegen gekommen. Vertrauensschutz 

bedeute keinen Schutz vor jeglicher Änderung und kein Verbot eines Wechsels, ei-

ner Korrektur oder einer Anpassung des Systems. Die Absicht des Gesetzgebers, 

unter dem Eindruck von Entscheidungen der Landesverfassungsgerichte, von Stim-

men aus der Wissenschaft, des Rechnungshofs, der kommunalen Verbände und der 

Kommunen selbst das System des kommunalen Finanzausgleichs umzustellen, sei 

seit Jahren bekannt gewesen. In diesem Prozess seien die kommunalen Spitzenver-

bände angehört und einbezogen worden, ihre Einwände seien in Teilen berücksich-

tigt worden.  

Den Einwänden gegen die Bemessung der Auftragskostenpauschale nach Art. 1 

Nr. 4 FAG-ÄndG hält die Landesregierung entgegen, dass sie unter Fortentwicklung 

eines detaillierten Berechnungsschemas berechnet worden sei, wie es auch in der 

Gesetzesbegründung dargelegt worden sei. Danach werde die Auftragskostenpau-

schale in drei näher beschriebenen Stufen unabhängig von der wirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit des Landes und unabhängig von der Steuer- und Umlagekraft der 

Kommunen berechnet. Der Bedarf ergebe sich aus dem kommunalen konsumtiven 

Finanzbedarf abzüglich der bereits geleisteten Nettotransferleistungen des Landes 

für die jeweiligen Aufgaben. Die Pauschale werde für jede kommunale Gruppe selb-

ständig ermittelt. Die Berechnungen seien mit den kommunalen Spitzenverbänden 

abgestimmt worden.  

Den Einwänden gegen die Heranziehung des Verbraucherpreisindexes für die Revi-

sionsklausel in Art. 1 Nr. 2 Buchst. b FAG-ÄndG entgegnet die Landesregierung, 

dass es innerhalb des Gestaltungsspielraums des Gesetzgebers liege, diesen oder 

einen anderen denkbaren Parameter einzusetzen. Der Verbraucherpreisindex bilde 

das gesamte Spektrum der Ausgaben für kommunale Aufgaben breit ab. Er beruhe 

auf zahlreichen statistischen Unterlagen. Seine Verwendung sei weder willkürlich 

noch irrational.  

6. Das Gericht hat den Beschwerdeführerinnen Gelegenheit gegeben, das Vorbrin-

gen um eine konkrete aufgabenbezogene Darstellung und Begründung ihres gesam-

ten Finanzbedarfs und seiner Deckung oder Unterdeckung für die Jahre 2022 und 
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2023 zu ergänzen und Differenzen zwischen dem Zuschussbedarf und der Bemes-

sung der ihnen zukommenden Landesmittel darzustellen und zu bewerten. Daraufhin 

haben die Beschwerdeführerinnen ihre Ergebnisrechnungen für die betroffenen 

Haushaltsjahre vorgelegt und die Darstellung ihrer Haushaltslage weiter konkretisiert.  

B .  

Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig, aber unbegründet.  

I .  

1. Gemäß Art. 75 Nr. 7 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt – LVerf – vom 

16. Juli 1992 (GVBl. LSA S. 600), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. März 2020 

(GVBl. LSA S. 64), § 2 Nr. 8, § 51 Abs. 1 LVerfGG entscheidet das Landesverfas-

sungsgericht über Verfassungsbeschwerden von Kommunen wegen Verletzung des 

Rechts auf Selbstverwaltung nach Art. 2 Abs. 3 und Art. 87 LVerf durch ein Landes-

gesetz.  

2. Die Beschwerdeführerinnen sind als Gemeinden „Kommunen“ im Sinne des 

Art. 87 Abs. 1 LVerf und damit antragsberechtigt.  

3. Die angegriffenen Vorschriften des Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichs-

gesetzes sowie des Gesetzes zur Änderung des Kommunalverfassungsgesetzes und 

anderer kommunalrechtlicher Vorschriften vom 4. April 2022 (GVBl. LSA S. 78) 

(FAG-ÄndG) und der damit geänderten § 2 Abs. 1 und 2, § 4 Abs. 1, § 12 Abs. 1 

S. 2, § 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1 S. 1 des Finanzausgleichsgesetzes (FAG LSA) sind als 

„Landesgesetz“ tauglicher Beschwerdegegenstand.  

4. Die Beschwerdefrist gemäß § 51 Abs. 2, § 48 Abs. 3 LVerfGG ist gewahrt. Sie be-

gann mit dem Inkrafttreten des FAG-ÄndG am Tag nach der Verkündung gemäß 

Art. 3 Abs. 1 FAG-ÄndG am 12. April 2022 ungeachtet des rückwirkenden Inkrafttre-

tens des Art. 1 FAG-ÄndG gemäß Art. 3 Abs. 2 FAG-ÄndG. Die Beschwerdeschrift 

ist am 17. März 2023 innerhalb der Jahresfrist dem Landesverfassungsgericht zuge-

gangen. 

5. Die Beschwerdeführerinnen sind beschwerdebefugt.  

a. Die Beschwerdebefugnis setzt voraus, dass der Beschwerdeführer geltend ma-

chen kann, selbst, gegenwärtig und unmittelbar durch die angegriffene Rechtsnorm 

in seinem Selbstverwaltungsrecht verletzt zu sein (LVerfG, Urt. v. 16. Januar 2023 – 

LVG 6/22 –, Rn. 42). Hierzu muss er darlegen, dass der Landesgesetzgeber eine 

aus dem Selbstverwaltungsrecht der Kommunen aus Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1 

LVerf folgende Pflicht zum Unterlassen oder zum Handeln verletzt hat und dass die 

Wirkungen dieser Verletzung den Beschwerdeführer selbst in einem von seinem 

Selbstverwaltungsrecht geschützten Interesse unmittelbar treffen.  
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Es genügt nicht, die Darlegung einer solchen Verletzung auf deren Möglichkeit zu 

beschränken; vielmehr muss der Beschwerdeführer vollständig begründen, warum 

aus seiner Sicht sein Recht verletzt ist, so dass das Gericht für die Beschwerdebe-

fugnis zumindest die Möglichkeit einer solchen Verletzung erkennen kann. Die Vo-

raussetzungen dafür lassen sich nicht unter dem Gesichtspunkt richterlicher Großzü-

gigkeit oder Zurückhaltung verhandeln, sondern bestimmen sich nach § 51 Abs. 1 

und 2 i. V. m. § 49 LVerfGG als einer Norm, die die Befugnis und Pflicht des Landes-

verfassungsgerichts steuert, die Gesetzgebung am Maßstab der Landesverfassung 

zu prüfen und gegebenenfalls zu verwerfen. Die Zulässigkeitsvoraussetzung der Be-

schwerdebefugnis soll den Zugang zur verfassungsgerichtlichen Überprüfung eines 

Gesetzes durch Verfassungsbeschwerde weder von deren vorweggenommenem 

Erfolg abhängig machen – das ist mit der Beschränkung auf die „Möglichkeit“ einer 

Rechtsverletzung gemeint – noch jeder nur formelhaften „Behauptung“ einer Rechts-

verletzung öffnen. Die damit gebotene normative Beurteilung des Beschwerdevor-

bringens leistet das Gericht, indem es die entsprechend zu substantiierende Behaup-

tung einer Rechtsverletzung auf die Bedingungen ihrer Möglichkeit hin prüft.  

Dabei ist es dem Landesverfassungsgericht auch verwehrt, im Sinne einer „political 

question doctrine“ ein Verfahren wegen der politischen Natur seines Gegenstands 

von der Zulässigkeit auszuschließen (hiergegen auch Max-Emanuel Geis, „Political 

question doctrine“ im Recht des kommunalen Finanzausgleichs?, in: Max-Emanuel 

Geis / Dieter Lorenz (Hg.), Staat – Kirche – Verwaltung. Festschrift für Hartmut Mau-

rer zum 70. Geburtstag, 2001, S. 79–95). Die Prärogative des Parlaments zur demo-

kratischen Legitimation politischer Entscheidungen begrenzt nicht die Gegenstände, 

sondern die Maßstäbe der verfassungsgerichtlichen Überprüfung. Diese bestimmen 

dementsprechend die Bedingungen der Möglichkeit einer Verletzung des kommuna-

len Selbstverwaltungsrechts, nach denen sich die Beschwerdebefugnis gemäß § 51 

Abs. 1 und 2 i. V. m. § 49 LVerfGG beurteilt.  

b. In diesem Sinne ergibt sich aus dem Vorbringen der Beschwerdeführerinnen die 

Möglichkeit, dass die angegriffenen Vorschriften sie in ihrem Selbstverwaltungsrecht 

verletzen. Die verfassungsrechtliche Pflicht des Landes aus Art. 88 LVerf zum kom-

munalen Finanzausgleich ist vom Selbstverwaltungsrecht der Kommunen aus Art. 2 

Abs. 3, Art. 87 Abs. 1 LVerf umfasst (aa.). Die Beschwerdeführerinnen legen hinrei-

chend dar, dass nach ihrer Auffassung die angegriffenen Regelungen über die Höhe 

der Finanzausgleichsmasse und ihrer Teilmassen im vertikalen Finanzausgleich zwi-

schen dem Land und den Kommunen den Anforderungen aus Art. 88 Abs. 1 LVerf 

nicht genügen (bb.) und dass sie selbst aufgrund der gerügten Fehler nicht „über Fi-

nanzmittel verfügen, die zur angemessenen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich 

sind“ gemäß Art. 88 Abs. 1 LVerf (cc.). 

aa. Das Selbstverwaltungsrecht der Kommunen aus Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1 

LVerf erstreckt sich auch auf die finanziellen Voraussetzungen für die selbständige 

Verwaltung ihrer Angelegenheiten. Hierzu verpflichtet neben der besonderen Rege-

lung in Art. 87 Abs. 3 LVerf über die Kosten neuer übertragener Aufgaben allgemein 
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Art. 88 LVerf das Land zum kommunalen Finanzausgleich: Nach Art. 88 Abs. 1 LVerf 

hat das Land dafür zu sorgen, „daß die Kommunen über Finanzmittel verfügen, die 

zur angemessenen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind“. Dies geschieht im ver-

tikalen Finanzausgleich zwischen dem Landeshaushalt und der Gesamtheit der 

kommunalen Haushalte. Nach Art. 88 Abs. 2 S. 1 LVerf hat das Land die „unter-

schiedliche Finanzkraft der Kommunen [...] auf Grund eines Gesetzes angemessen 

auszugleichen“. Dies geschieht im horizontalen Finanzausgleich zwischen der Ge-

samtheit der Haushalte der Landkreise, der kreisangehörigen Gemeinden und der 

kreisfreien Städte sowie zwischen den Haushalten der einzelnen Kommunen unter-

einander. Die Gewährleistungen der Art. 2 Abs. 3, Art. 87 und Art. 88 LVerf schützen 

zusammengenommen die Finanzhoheit der Kommunen (LVerfG, Urt. v. 16. Februar 

2010 – LVG 9/08 –, Rn. 6; LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1). 

Dabei ist Art. 88 LVerf eine „selbständige Ausformung der finanziellen Absicherung 

der Kommunen“ (LVerfG, Urt. v. 16. Februar 2010 – LVG 9/08 –, Rn. 6). Eine Verlet-

zung der Pflicht aus Art. 88 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 LVerf ist zugleich eine Verletzung des 

Selbstverwaltungsrechts der Kommunen aus Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1 LVerf. Eine 

Unterscheidung zwischen einem Anspruch auf „angemessene Finanzausstattung“ 

und einem Anspruch auf „finanzielle Mindestausstattung“ ist im Verfassungsrecht des 

Landes Sachsen-Anhalt nicht angelegt (LVerfG, Urt. v. 13. Juli 1999 – LVG 20/97 –, 

Rn. 147; vgl. zu den verfassungsnormativen und rechtsdogmatischen Voraussetzun-

gen einer solchen Unterscheidung Marc Petit, Der kommunale Mindestausstattungs-

anspruch im Verfassungsrecht von Bund und Ländern, 2020). Der Anspruch aus 

Art. 88 Abs. 1 LVerf ist mit dem Anspruch aus Art. 87 Abs. 1 LVerf identisch. 

bb. Die Beschwerdeführerinnen legen hinreichend dar, dass nach ihrer Auffassung 

die angegriffenen Regelungen über die Höhe der Finanzausgleichsmasse und ihrer 

Teilmassen im vertikalen Finanzausgleich zwischen dem Land und den Kommunen 

den Anforderungen aus Art. 88 Abs. 1 LVerf nicht genügen.  

Dabei müssen alle vorgetragenen Einwände außer Betracht bleiben, die sich auf ei-

ne strukturelle Sondersituation der Beschwerdeführerinnen und ihres Landkreises im 

Vergleich zu anderen Kommunen in Sachsen-Anhalt beziehen. Sie sind nicht geeig-

net, eine Verletzung ihrer Rechte durch die Bemessung der Finanzausgleichsmasse 

und ihrer Teilmassen – den vertikalen Finanzausgleich – zu begründen. Sie betreffen 

nur die Verteilung der Finanzausgleichsmasse unter den Kommunen – den horizon-

talen Finanzausgleich –, deren Regelung vorliegend nicht angegriffen und wegen der 

Beschwerdefrist auch nicht mehr angreifbar ist. Die hier beschwerdegegenständli-

chen Regelungen über den vertikalen Finanzausgleich bestimmen die finanzielle 

Ausstattung der Kommunen insgesamt. Besonderheiten in den strukturellen Voraus-

setzungen für die Aufgabenfinanzierung in einzelnen oder einer Gruppe von Kom-

munen im Unterschied zu anderen Kommunen könnten den vertikalen Finanzaus-

gleich nur dann in Frage stellen, wenn der Gesetzgeber ihn pauschal auf Kommunen 

mit günstigeren strukturellen Voraussetzungen ausgerichtet und den Finanzbedarf 

von Kommunen mit ungünstigen strukturellen Voraussetzungen systematisch ausge-
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blendet hätte. So einen Fehler tragen die Beschwerdeführerinnen nicht vor, und da 

der Gesetzgeber den kommunalen Gesamtbedarf aus den Daten aller Kommunen im 

Land einschließlich derer abgeleitet hat, die unter den gleichen Bedingungen ihre 

Aufgaben erfüllen müssen wie die Beschwerdeführerinnen, gibt es für einen solchen 

Fehler auch keinen Anhaltspunkt.  

Gegen die Regelungen über den vertikalen Finanzausgleich können die Beschwer-

deführerinnen geltend machen, dass der Gesetzgeber den Gesamtbedarf der kreis-

angehörigen Gemeinden nicht den Anforderungen aus Art. 88 Abs. 1 LVerf entspre-

chend ermittelt habe. Ihre Einwände gegen die angegriffenen Bestimmungen des 

FAG LSA in der Fassung des FAG-ÄndG richten sich gegen Verfahren, Begründung 

und Ergebnis der Entscheidung über die Höhe der Finanzausgleichsmasse. Sie er-

möglichen eine verfassungsgerichtliche Überprüfung der beschwerdegegenständli-

chen Vorschriften. Dass sie eine Unvereinbarkeit der beschwerdegegenständlichen 

Vorschriften mit den Anforderungen aus Art. 88 Abs. 1 LVerf begründen, erscheint 

nicht von vornherein ausgeschlossen.  

cc. Zur Begründung ihrer eigenen Betroffenheit legen die Beschwerdeführerinnen vor 

allem eingehend dar, dass ihre Einnahmen einschließlich der Zuweisungen aus dem 

kommunalen Finanzausgleich seit Jahren und in absehbarer Zukunft nicht genügen, 

um ihre Ausgaben zu decken. Sie führen das darauf zurück, dass der Landesgesetz-

geber die Finanzausgleichsmasse insgesamt zu gering bemessen habe. Für ihr Inte-

resse an einer Verbesserung ihrer finanziellen Lage begehren sie höhere Zuweisun-

gen aus dem Finanzausgleich. Dabei erschließt sich ein Zusammenhang zwischen 

den gerügten Mängeln der angegriffenen Bemessung der Finanzausgleichsmasse 

und ihrer Haushaltslage (aaa.) für 2022 (bbb.) aus ihrem Vorbringen noch hinrei-

chend substantiiert (ccc.).  

aaa. Hierfür genügt es nicht, dass jede Erhöhung der Finanzausgleichsmasse natur-

gemäß auch die Zuweisungen an die Beschwerdeführerinnen erhöhen und damit 

deren Haushaltsdefizit mildern würde.  

So ist auch nicht die von den Beschwerdeführerinnen hierzu angeführte Rechtspre-

chung zu verstehen (LVerfG, Urt. v. 13. Juni 2006 – LVG 7/05 –, Rn. 40, 44, leitet die 

Betroffenheit der Beschwerdeführerin daraus ab, dass sie zum Adressatenkreis einer 

belastenden Umlage gehört; LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 

1.3.1, begründet die Beschwerdebefugnis abkürzend lediglich mit einem Verweis da-

rauf; StGH Niedersachsen, Urt. v. 7. März 2008 – 2/05 – wird von StGH Niedersach-

sen, Urt. v. 2. Mai 2024 – 4/23 –, unter B II 1 für die Anforderungen an die Be-

schwerdebefugnis allgemein angeführt, gefolgt von der Ausführung, dass dazu „die 

Verbindung zwischen dem abstrakten Norminhalt und der konkreten Beeinträchti-

gung des eigenen Rechtsstatus“ „substantiiert werden muss“; unter B II 2 d cc wird 

dies dann von der Darlegung abhängig gemacht, dass die beschwerdeführenden 

Kommunen „infolge verfassungswidriger Ausgestaltung des Finanzausgleichs über 

keine hinreichende Mindestfinanzausstattung (mehr) verfügen und in ihrer Fähigkeit 
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zur Erledigung von Aufgaben im Bereich der freiwilligen Selbstverwaltungsangele-

genheiten beeinträchtigt sind“, mit Verweis auf weitere landesverfassungsgerichtliche 

Rechtsprechung; im gleichen Sinn LVerfG Schleswig-Holstein, Urt. v. 27. Januar 

2017 – LVerfG 5/15 –, Rn. 70, 78, 80, 102, 107–141; LVerfG Schleswig-Holstein, Urt. 

v. 17. Februar 2023 – LVerfG 5/21 –, Rn. 70 f., 76–79; ThürVerfGH, Urt. v. 6. Juni 

2002 – 14/98 –, juris-Rn. 146–151; zusammenfassend hierzu Anna Leisner-

Egensperger, Die Finanzausgleichsgesetze der Länder und das kommunale Selbst-

verwaltungsrecht – Voraussetzungen zulässiger Verfassungsbeschwerden –, 

DÖV 2010, S. 705–712; siehe außerdem aus der in der Beschwerdeschrift nicht er-

wähnten Rechtsprechung die deutlichen Ausführungen in LVerfG, Beschl. v. 

21. Januar 2015 – 77/10 –, Rn. 44–53).  

Art. 88 Abs. 1 LVerf gibt keinen Anspruch darauf, dass der Landesgesetzgeber im 

vertikalen Finanzausgleich die Finanzausgleichsmasse für alle Kommunen so weit 

erhöht, bis sie jeder einzelnen von ihnen über den horizontalen Finanzausgleich ei-

nen Haushaltsausgleich sicherstellt. Für die Beschwerdebefugnis kommt es vielmehr 

darauf an, dass die Beschwerdeführerinnen einen ursächlichen Zusammenhang zwi-

schen den behaupteten Fehlern des Gesetzgebers bei der Ermittlung des kommuna-

len Finanzbedarfs für die Bemessung der Finanzausgleichsmasse und der Unterde-

ckung ihres eigenen Finanzbedarfs aufzeigen (SächsVerfGH, Beschl. v. 25. April 

2024 – Vf. 19-VIII-22 –, unter B 3 b aa). Hierzu müssen sie ihren eigenen Finanzbe-

darf aufgabenbezogen analysieren und zur Berechnung des kommunalen Finanzbe-

darfs durch den Gesetzgeber ins Verhältnis setzen. Sie müssen auch auf die Bedeu-

tung der über den horizontalen Finanzausgleich vermittelten Zuweisungen aus den 

Teilmassen der Finanzausgleichsmasse speziell für ihren eigenen Haushalt einge-

hen. Zur Unterscheidung davon müssen sie sich mit strukturellen Gründen für ihre 

Leistungsunfähigkeit und mit ihren eigenen Handlungsmöglichkeiten für eine Haus-

haltskonsolidierung auseinandersetzen. Das schließt etwa eine Betrachtung demo-

graphischer Voraussetzungen für eine effiziente Aufgabenerfüllung ein. Wenn ein 

Bevölkerungsschwund auf der Ausgabenseite einen effizienten Personaleinsatz er-

schwert oder auf der Einnahmenseite einwohnerbezogene Schlüsselzuweisungen 

schrumpfen lässt, müssen die Beschwerdeführerinnen erläutern, warum nicht wo-

möglich die Nutzung von Formen kommunaler Zusammenarbeit oder andere Anpas-

sungen anstelle einer Expansion der Finanzausgleichsmasse diese Folgen kompen-

sieren können.  

bbb. Die beschwerdegegenständlichen Vorschriften betreffen die Beschwerdeführe-

rinnen nach der Änderung durch Artikel 4 des Haushaltsbegleitgesetzes 2023 vom 

3. April 2023 nur noch insoweit, als sie den Finanzausgleich für 2022 bestimmen. Mit 

der Änderung hat der Gesetzgeber den Finanzausgleich für 2023 nachgeführt und 

die Revisionsklausel in § 2 Abs. 2 FAG LSA aufgehoben. Für 2023 entfalten die be-

schwerdegegenständlichen Vorschriften seither keine Wirkung mehr. Insoweit sind 

sie ihrerseits gegenstandslos geworden. Ihre Wirkung beschränkt sich seither auf 

den Finanzausgleich für 2022. 
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ccc. Aus den nach Aufforderung vorgelegten Haushaltszahlen der Beschwerdeführe-

rerinnen ergibt sich insoweit ein nach Aufgaben und Haushaltsperioden aufgeschlüs-

seltes Bild ihres Finanzbedarfs, das sich ansatzweise zur Ermittlung des kommuna-

len Finanzbedarfs durch den Gesetzgeber ins Verhältnis setzen lässt.  

Die Gegenüberstellung von Erträgen und Aufwendungen kann zusammen mit den in 

der mündlichen Verhandlung angebrachten Erläuterungen dahin verstanden werden, 

dass sie die Annahmen des Gesetzgebers über die Aussagekraft der fortgeschriebe-

nen Haushaltsdaten aus den vorangegangenen Jahren für den tatsächlichen Finanz-

bedarf in Frage zu stellen und die Unterdeckung der Aufgabenfinanzierung bei den 

Beschwerdeführerinnen mit den so in Frage gestellten Annahmen in Verbindung zu 

bringen geeignet sind. Einen Anhaltspunkt bietet die Differenz zwischen den von den 

Beschwerdeführerinnen dargestellten Aufwendungen in ihren Ergebnishaushalten 

und den vom Gesetzgeber berücksichtigten konsumtiven Auszahlungen in den kom-

munalen Finanzhaushalten, die anders als die Aufwendungen die investiven Anteile 

des Finanzbedarfs nicht abbilden; diese wurden vom Gesetzgeber stattdessen ge-

sondert – und möglicherweise in geringerem Umfang – in der Investitionspauschale 

und in den Tilgungszuschüssen für investive Kredite berücksichtigt (vgl. StGH Hes-

sen, Urt. v. 16. Januar 2019 – P.St. 2606 u. a. – unter B I 4 a zur Zurückweisung ei-

nes nicht so mit dem System der Bedarfsermittlung abgeglichenen Vorwurfs, „nicht 

zahlungswirksame Abschreibungen würden nicht berücksichtigt“). Die aufgabenbe-

zogene Darstellung ermöglicht es zudem, den methodischen Einwand gegen die ge-

setzgeberische Ableitung der Prognose über den kommunalen Finanzbedarf aus der 

Haushaltsstatistik konkret für die Beschwerdeführerinnen nachzuvollziehen: Wenn 

die Beschwerdeführerinnen in den Jahren, aus denen der Gesetzgeber die Haus-

haltszahlen ausgewertet hat, bereits weniger ausgeben konnten, als zur angemes-

senen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich gewesen wäre, schreibt die Ermittlung 

des Finanzbedarfs mit diesen Haushaltszahlen auch den in ihnen abgebildeten Fi-

nanzmangel fort (zur Tauglichkeit eines solchen Einwands vgl. StGH Hessen, Urt. v. 

16. Januar 2019 – P.St. 2606 u. a. – unter B II 1). Der Vortrag der Beschwerdeführe-

rinnen bietet insgesamt eine hinreichende Grundlage, um ein solches Missverhältnis 

als möglich zu erkennen.  

Aus dem Vortrag der Beschwerdeführerinnen lässt sich ferner auf die Bedeutung der 

Schlüsselzuweisungen und der Zuweisungen aus der Auftragskostenpauschale spe-

ziell für ihren eigenen Haushalt schließen. Für die ihnen obliegende Auseinanderset-

zung mit den eigenen Handlungsmöglichkeiten für eine Haushaltskonsolidierung 

können sie auf entsprechende Einschätzungen der Kommunalaufsichtsbehörden 

verweisen. Aus den eingereichten Unterlagen der Beschwerdeführerin zu 2. geht ei-

ne offenbar gründliche Auslotung des eigenen Konsolidierungspotentials hervor. In 

den eingereichten Unterlagen der Beschwerdeführerin zu 1. finden sich zwar An-

haltspunkte für länger andauernde Versäumnisse in der Haushaltsplanung und 

-führung, die eine konsolidierende Haushaltsstrategie erschweren, aber es wird darin 

ebenfalls eine hinreichend deutliche Kommunikation mit der Kommunalaufsichtsbe-
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hörde über die Ausschöpfung der Abhilfemöglichkeiten für die Haushaltsentwicklung 

erkennbar.  

c. Der mit der Verfassungsbeschwerde gestellte Antrag ist seinem Sinn nach auf die 

Feststellung der Unvereinbarkeit der angegriffenen Vorschriften des FAG-ÄndG mit 

Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1, Art. 88 Abs. 1 und 2 LVerf gemäß § 51 Abs. 2 i. V. m. 

§ 41 S. 1 Var. 1 LVerfGG gerichtet. Soweit er darüber hinaus auf die Feststellung 

gerichtet ist, dass die angegriffenen Vorschriften „nichtig sind“, nimmt er nur den in 

§ 41 S. 1 Var. 2 LVerfGG für den Fall ihrer Unvereinbarkeit mit der Landesverfassung 

vorgesehenen alternativen Rechtsfolgenausspruch auf, erweitert aber nicht das mit 

der Verfassungsbeschwerde nach § 51 Abs. 1 LVerfGG verfolgte, mit der Behaup-

tung der beschwerdeführenden Kommune, „durch ein Landesgesetz in ihrem Recht 

auf Selbstverwaltung nach Artikel 2 Abs. 3 und Artikel 87 der Verfassung des Landes 

Sachsen-Anhalt verletzt zu sein“, vollständig beschriebene Begehren. Mit einem an-

derenfalls gesondert auf Feststellung der Nichtigkeit gerichteten Begehren wäre die 

vorliegende Verfassungsbeschwerde insoweit als unzulässig zu verwerfen, weil die-

ses Begehren von der Beschwerdebefugnis nicht getragen wäre. Denn würden die 

Änderungsvorschriften für nichtig erklärt, bliebe als Rechtsgrundlage des Finanzaus-

gleichs für die Jahre 2022 und 2023 nur die unbestimmte Vorschrift des § 1 FAG 

LSA. Damit blieben die Ansprüche der Beschwerdeführerinnen aus dem Finanzaus-

gleichsgesetz hinter denen zurück, die sich aus den für nichtig erklärten Vorschriften 

ergeben. Das liefe dem für die Beschwerdebefugnis geltend gemachten Interesse 

der Beschwerdeführerinnen an höheren Zuweisungen zuwider. Aber eine solche Stu-

fung des mit der kommunalen Verfassungsbeschwerde nach § 51 Abs. 1 LVerfGG 

verfolgten Begehrens ist in § 41 S. 1 LVerfGG nicht vorgegeben. Das Begehren einer 

kommunalen Verfassungsbeschwerde ist mit der Feststellung einer Verletzung des 

Rechts auf kommunale Selbstverwaltung aus Art. 2 Abs. 3 und Art. 87 LVerf einheit-

lich und vollständig erfasst. § 41 S. 1 LVerfGG regelt nur den Ausspruch über die 

Rechtsfolgen einer solchen Feststellung. Das zeigt auch die deutlichere, da nach der 

Rechtsnatur des Beschwerdegegenstands differenzierende Systematik in § 50c 

Abs. 1 S. 2, Abs. 2 und 3 LVerfGG. Eine Formulierung des Antrags, die solche Diffe-

renzierungen jenseits des Beschwerdebegehrens aufnimmt, ist unschädlich (vgl. all-

gemein dazu, dass die Entscheidung über eine Verfassungsbeschwerde nicht an 

einen bestimmten Antrag gebunden ist, Wolfram Nettersheim, in: BVerfGG. Mitarbei-

terkommentar zum Bundesverfassungsgerichtsgesetz, hg. von Tristan Barczak, 

2018, § 95, Rn. 6).  

I I .  

Die Verfassungsbeschwerde ist unbegründet. Art. 1 Nr. 2 Buchst. a, Buchst. b, Nr. 4, 

Nr. 10 Buchst. a, Nr. 11 Buchst. a und Nr. 12 des Gesetzes zur Änderung des Fi-

nanzausgleichsgesetzes sowie des Gesetzes zur Änderung des Kommunalverfas-

sungsgesetzes und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften (FAG-ÄndG) vom 
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4. April 2022 (GVBI. LSA S. 78) verletzen das Recht der Beschwerdeführerinnen auf 

Selbstverwaltung aus Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1 LVerf nicht.  

1. Das Selbstverwaltungsrecht der Kommunen aus Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1 LVerf 

in seiner Ausgestaltung durch Art. 88 Abs. 1 LVerf (s. o. I. 5. b. aa.) gibt den Kom-

munen gegen das Land einen „Anspruch auf eine finanzielle Mindestausstattung“ 

(LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1; Michael Bach, Der kom-

munale Finanzausgleich als Existenzsicherung der Selbstverwaltungsgarantie, 2019; 

Clara Nettesheim, Der gemeindliche Finanzausstattungsanspruch als Maßstab für 

den kommunalen Finanzausgleich, 2024; Marc Petit, Der kommunale Mindestaus-

stattungsanspruch im Verfassungsrecht von Bund und Ländern, 2020). Ein bestimm-

tes Maß für die Mindestausstattung ist damit nicht geregelt (LVerfG, Urt. v. 

9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1 m. w. N.). Die verfassungsrechtlichen An-

forderungen, soweit sie für die vorliegende Verfassungsbeschwerde von Belang sind, 

lassen sich in Anlehnung an die Rechtsprechung des Landesverfassungsgerichts 

Sachsen-Anhalt zu Art. 88 Abs. 1 LVerf sowie die landesverfassungsgerichtliche 

Rechtsprechung zu den entsprechenden Bestimmungen der Verfassungen der ande-

ren Bundesländer wie folgt zusammenfassen: 

a. Der Umfang der Finanzmittel, für die das Land nach Art. 88 Abs. 1 LVerf sorgen 

muss, ist nach dem Bedarf für die Erfüllung der kommunalen Aufgaben zu bestim-

men (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1).  

b. Der Anspruch der Kommunen gegen das Land auf eine finanzielle Mindestausstat-

tung nach dem Bedarf für die angemessene Erfüllung ihrer Aufgaben steht unter ei-

nem Vorbehalt der Leistungsfähigkeit des Landeshaushalts (LVerfG, Urt. v. 

9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1; LVerfG, Urt. v. 13. Juli 1999 – LVG 

20/97 –, Rn. 149–155; ebenso VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 16. Dezember 2020 – 

VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, Rn. 59 f.; VerfGH NRW, Urt. v. 19. Juli 

2011 – 32/08 –, unter B II 2 a; anders aufgrund einer Unterscheidung zwischen 

„Kern“- und „Randbereich“ der kommunalen Finanzausstattung ThürVerfGH, Urt. v. 

21. Juni 2005 – VerfGH 28/03 –, unter C I 5 a bb; VerfG Brandenburg, Urt. v. 

22. November 2007 – 75/05 –, unter B I 2 a; StGH Hessen, Urt. v. 21. Mai 2013 – 

P. St. 2361 –, unter B II 1). Falls der Bedarf für die kommunalen Aufgaben die Leis-

tungsfähigkeit des Landeshaushalts übersteigt, haben weder die Aufgaben der 

Kommunen noch die Aufgaben des Landes einen Vorrang vor den anderen. Viel-

mehr ist der Landesgesetzgeber verpflichtet, die Aufgaben der Kommunen und des 

Landes als gleichwertig zu behandeln.  

c. Für die Bemessung und Deckung des kommunalen Finanzbedarfs steht dem Ge-

setzgeber eine weite Einschätzungs- und Gestaltungsprärogative zu (vgl. VerfGH 

NRW, Urt. v. 19. Juli 2011 – 32/08 –, unter B II 2 d; VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 

16. Dezember 2020 – VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, Ls. 2, Rn. 62; 

ThürVerfGH, Urt. v. 2. November 2011 – VerfGH 13/10 –, unter C II 1 b aa (1); vgl. 

zur Vielfalt der Ansätze Matthias Wohltmann, Der kommunale Finanzausgleich 
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2023/2024 unter besonderer Berücksichtigung der Landkreise: Rechtliche Grundla-

gen, in: Der Landkreis 2024, S. 529–562). Das Landesverfassungsgericht darf sich 

nicht an die Stelle des Gesetzgebers setzen und kann nicht an dessen Stelle politi-

sche Entscheidungen treffen. Es hat seine Entscheidungen allein daraufhin zu über-

prüfen, ob sie offensichtlich fehlerhaft und eindeutig widerlegbar sind oder verfas-

sungsrechtlichen Wertungen widersprechen (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 

57/10 –, unter 2.1). Dabei sind die zur Ermittlung des künftigen kommunalen Finanz-

bedarfs erforderlichen Annahmen und Prognosen des Gesetzgebers nicht schon 

dann fehlerhaft, wenn die tatsächliche Entwicklung des Finanzbedarfs später davon 

abweicht. Auch sie sind nur zu beanstanden, wenn sie im Ansatz oder in der Metho-

de offensichtlich fehlerhaft oder eindeutig widerlegbar sind (VerfGH NRW, Urt. v. 

19. Juli 2011 – 32/08 –, unter B II 2 d).  

d. Spezifische Vorgaben für das Gesetzgebungsverfahren zur Regelung des Finanz-

ausgleichs macht die Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt nicht (LVerfG, Urt. v. 

9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1; Urt. v. 13. Juni 2006 – LVG 7/05 –, 

Rn. 53; LVerfG, Urt. v. 13. Juni 2006 – LVG 21/05 –, Rn. 61; ebenso für das Verfas-

sungsrecht der Kommunalfinanzen überhaupt Dietrich Roßmüller, Schutz der kom-

munalen Finanzausstattung durch Verfahren. Verfassungsrechtliche Anforderungen 

an das Gesetzgebungsverfahren zum kommunalen Finanzausgleich, 2009, S. 103–

187). Sie verlangt auch vom Finanzausgleichsgesetz selbst keine besonderen Ver-

fahrensregelungen zur Bestimmung der Berechnungsgrundlagen für den Finanzaus-

gleich (LVerfG, Urt. v. 13. Juli 1999 – LVG 20/97 –, Rn. 166 mit ausführlicher Ausein-

andersetzung mit Gegenauffassungen Rn. 167–179).  

e. Der Gesetzgeber ist grundsätzlich auch nicht verpflichtet, die Gründe für seine 

Entscheidungen im einzelnen darzulegen (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 

57/10 –, unter 2.1; vgl. VerfGH NRW, Urt. v. 19. Juli 2011 – 32/08 –, unter B II 2 d; 

allgemein Roßmüller, a. a. O., S. 120–122, 128–131). Gegenstand der verfassungs-

gerichtlichen Prüfung am Maßstab der Landesverfassung sind nicht die in der ge-

setzgeberischen Willensbildung wirksamen Motive und Überlegungen, sondern deren 

Ergebnis, daher nicht die Begründung eines Gesetzes, sondern nur das Gesetz 

selbst.  

Allerdings kann die verfassungsgerichtliche Prüfung die weite Entscheidungspräroga-

tive des Gesetzgebers nur dann an den materiellen Anforderungen aus Art. 88 

Abs. 1 LVerf messen und zugleich wahren, wenn sie selbst ein Bild vom kommuna-

len Finanzbedarf im Sinne des Art. 88 Abs. 1 LVerf gewinnt, ohne der Methode des 

Gesetzgebers zu seiner Ermittlung eine eigene Methode gegenüberzustellen. Die 

verfassungsgerichtliche Überprüfung kann deshalb nur im Nachvollzug der vom Ge-

setzgeber gewählten Methode geleistet werden. Das gleiche gilt für die Erfüllung der 

verfassungsprozessualen Anforderungen an die Begründung kommunaler Verfas-

sungsbeschwerden, die eine Verletzung der Rechte aus Art. 88 Abs. 1 LVerf geltend 

machen (s. o. I. 5. b. cc.). Dazu bedarf es zwar keiner gesonderten „prozeduralen 

Absicherung der kommunalen Finanzausstattung“ (vgl. VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. 
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v. 16. Dezember 2020 – VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, Rn. 74, 77, 

110) im Sinne eines eigenständig anzulegenden Prüfungsmaßstabs, aber einer Of-

fenlegung der Erwägungen, die der Gesetzgeber der Erfüllung seiner Pflicht aus 

Art. 88 Abs. 1 LVerf zugrundelegt. Diese Voraussetzungen lassen sich abkürzend in 

„Dokumentations- und Begründungspflichten“ (vgl. LVerfG Schleswig-Holstein, Urt. v. 

17. Februar 2023 – LVerfG 5/21 –, Rn. 94) oder in entsprechenden Obliegenheiten 

des Finanzausgleichsgesetzgebers fassen. Inwieweit es dabei auf Form und Zeit-

punkt der Dokumentation ankommt (vgl. StGH Hessen, Urt. v. 21. Mai 2013 – P. St. 

2361 –, unter B II 2 a bb aaa; VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 16. Dezember 2020 – 

VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, Rn. 83, 110 f. m. w. N.; LVerfG 

Schleswig-Holstein, Urt. v. 17. Februar 2023 – LVerfG 5/21 –, Rn. 128), richtet sich 

allein nach ihrer Funktion für den Nachvollzug und die Überprüfung der gesetzgebe-

rischen Entscheidung durch das Landesverfassungsgericht.  

f. Das in Art. 88 Abs. 1 LVerf verfassungsrechtlich vorgegebene Maß, an dem der 

Gesetzgeber die Ausübung seiner Entscheidungsprärogative bei der Regelung des 

Finanzausgleichs ausrichten muss, ergibt sich aus den Aufgaben der Kommunen 

(LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1; vgl. VerfGH Rheinland-

Pfalz, Urt. v. 16. Dezember 2020 – VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, 

Ls. 2, Rn. 64).  

aa. Bei der Erfassung der kommunalen Aufgaben muss der Gesetzgeber sowohl die 

den Kommunen gemäß Art. 87 Abs. 3 LVerf durch Gesetz als Pflichtaufgaben zur 

Erfüllung in eigener Verantwortung zugewiesenen oder zur Erfüllung nach Weisung 

übertragenen als auch die von den Kommunen vermöge ihrer Aufgabenautonomie 

gemäß Art. 87 Abs. 2 LVerf wahrgenommenen, nicht abschließend festzulegenden 

freiwilligen Aufgaben berücksichtigen (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 

57/10 –, unter 2.1 m. w. N.).  

bb. Bei der Bemessung der Finanzmittel, die zur angemessenen Erfüllung dieser 

Aufgaben „erforderlich“ im Sinne des Art. 88 Abs. 1 LVerf sind, hat der Gesetzgeber 

„eine typisierende Bedarfsanalyse vorzunehmen“ (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – 

LVG 57/10 –, unter 2.1 m. w. N.). Hierfür schreibt die Landesverfassung kein be-

stimmtes finanzwissenschaftliches Erhebungs- und Berechnungsmodell vor (vgl. Ver-

fGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 16. Dezember 2020 – VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH 

N 13/19 –, Ls. 3. b), Rn. 80).  

cc. Da Art. 88 Abs. 1 LVerf die Pflicht des Landes auf die Finanzmittel begrenzt, die 

für eine „angemessene“ Aufgabenerfüllung „erforderlich“ sind, ist der Finanzbedarf 

nicht mit den tatsächlich von den Kommunen geleisteten Ausgaben gleichzusetzen; 

der Gesetzgeber darf eine sparsame und wirtschaftliche Aufgabenerfüllung durch 

eine typische Kommune unterstellen (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, 

unter 2.1).  

dd. Es steht dem Gesetzgeber aber frei, den Bedarf anhand einer Auswertung der 

tatsächlich von den Kommunen geleisteten Ausgaben zu ermitteln, soweit sie auf die 
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für die angemessene Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Finanzmittel schließen 

lassen (vgl. LVerfG Schleswig-Holstein, Urt. v. 27. Januar 2017 – LVerfG 4/15 –, 

Rn. 190; Urt. v. 17. Februar 2023 – LVerfG 5/21 –, Rn. 132; außerdem StGH Hes-

sen, Urt. v. 21. Mai 2013 – P. St. 2361 –, unter B II 2 a bb bbb (1) (f); Urt. v. 

16. Januar 2019 – P.St. 2606 u. a. – unter B II 2 c; VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 

16. Dezember 2020 – VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, Rn. 109). Wählt 

er diese Methode, muss sich der Gesetzgeber der Aussagekraft der Ausgabenstatis-

tik für den Bedarf vergewissern und erforderlichenfalls Lücken in der Erfassung des 

Bedarfs auf andere Weise schließen (LVerfG Schleswig-Holstein, Urt. v. 27. Januar 

2017 – LVerfG 4/15 –, Rn. 192–199; Urt. v. 17. Februar 2023 – LVerfG 5/21 –, 

Rn. 132).  

g. Für die „erforderlichen“ Finanzmittel gemäß Art. 88 Abs. 1 LVerf kann das Land 

nicht nur durch Finanzzuweisungen aus dem Landeshaushalt sorgen, sondern auch 

durch die Eröffnung eigener Einnahmequellen für die Kommunen. Finanzzuweisun-

gen sind nicht erforderlich, soweit die Kommunen eigene Einnahmen erzielen oder 

erzielen können; der Landesgesetzgeber darf unterstellen, dass die Kommunen ihre 

Möglichkeiten ausschöpfen (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1 

m. w. N.; LVerfG, Urt. v. 13. Juli 1999 – LVG 20/97 –, Rn. 157; vgl. ThürVerfGH, Urt. 

v. 2. November 2011 – VerfGH 13/10 –, unter C II 2 a).  

h. Für die Angemessenheit der Finanzausstattung kommt es nicht auf die Verhältnis-

se einzelner Kommunen an, sondern auf die Verhältnisse der Kommunen ihrer Ebe-

ne insgesamt (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1; LVerfG, Urt. 

v. 13. Juli 1999 – LVG 20/97 –, Rn. 165). Sie können generalisierend anhand der 

durchschnittlichen Verhältnisse bestimmt werden (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – 

LVG 57/10 –, unter 2.2.1.1; vgl. VerfGH NRW, Urt. v. 19. Juli 2011 – 32/08 –, unter 

B II 2 e).  

i. Die Möglichkeit des Gesetzgebers, bei der Bemessung einer bedarfsgerechten Fi-

nanzausstattung zwischen verschiedenen Gruppen von Kommunen zu differenzie-

ren, wird durch das „Gebot interkommunaler Gleichbehandlung“ begrenzt (vgl. Ver-

fGH NRW, Urt. v. 19. Juli 2011 – 32/08 –, unter B II 2 b; VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. 

v. 16. Dezember 2020 – VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, Rn. 69; Chris-

tian Klicki, Das Gebot der interkommunalen Gleichbehandlung, 2019). Danach darf 

der Gesetzgeber einzelne Kommunen oder kommunale Gruppen nicht willkürlich o-

der sachwidrig benachteiligen oder bevorzugen. Damit sind Differenzierungen ver-

einbar, wenn sie einem vertretbaren sachlichen Grund folgen (LVerfG Schleswig-

Holstein, Urt. v. 17. Februar 2023 – LVerfG 5/21 –, Rn. 103, mit Verweis auf LVerfG 

Schleswig-Holstein, Urt. v. 27. Januar 2017 – LVerfG 4/15 –, Rn. 119 m. w. N.).  

j. Es ist zulässig, Berechnungen über einen Mehrjahreszeitraum zu mitteln, um Spit-

zen in den Werten für einzelne Jahre zu glätten (LVerfG, Urt. v. 13. Juni 2006 – LVG 

21/05 –, Rn. 72). 
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k. Die Pflicht des Landes aus Art. 88 Abs. 1 LVerf, für die erforderlichen Finanzmittel 

zu sorgen, fordert vom Gesetzgeber, ihre Auskömmlichkeit fortdauernd zu beobach-

ten und ihre Bemessung erforderlichenfalls an einen veränderten kommunalen Fi-

nanzbedarf anzupassen. Er darf sich nicht darauf beschränken, die Bemessungs-

grundlagen nur in ihren Beträgen fortzuschreiben, ohne sich erneut ihrer sachlichen 

Eignung zu vergewissern (LVerfG Schleswig-Holstein, Urt. v. 17. Februar 2023 – 

LVerfG 5/21 –, Rn. 74, 146; ebenso VerfGH NRW, Urt. v. 19. Juli 2011 – 32/08 –, 

unter B II 2 d; VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 16. Dezember 2020 – VGH N 12/19, 

VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, Rn. 81 f. m. w. N.). Die Beobachtungspflicht fordert 

nicht, dass der Landesgesetzgeber in kurzen Abständen die gesamte Bedarfsanaly-

se wiederholt. Wenn nicht bestimmte Anlässe eine neue Erhebung erforderlich ma-

chen, etwa eine bedeutende Änderung der gesetzlichen Regelungen über aufwendi-

ge kommunale Aufgaben, lässt der Zeitablauf allein erst nach einigen Jahren die 

Aussagekraft einer fortgeschriebenen Kalkulation schwinden.  

2. Die mit der Verfassungsbeschwerde angegriffenen Regelungen halten im Hinblick 

auf die Gruppe der kreisangehörigen Gemeinden, zu denen die Beschwerdeführerin-

nen gehören, diesen Anforderungen im Ergebnis stand. 

a. Der Gesetzgeber hat seine Überlegungen deutlich genug offengelegt, um die Aus-

übung seines Gestaltungsermessens einer verfassungsgerichtlichen Überprüfung 

zugänglich zu machen (vgl. o. 1. e.). Mit dem Beschluss über den von der Landesre-

gierung eingebrachten Gesetzentwurf hat sich der Landtag ausweislich des Bera-

tungsverlaufs auch die Begründung der Landesregierung zum Entwurf eines [...] Ge-

setzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vom 8. Dezember 2021 (LT-

Drs. 8/463) zueigen gemacht. Darin wird im Allgemeinen Teil (LT-Drs. 8/463, S. 33–

54) die Neuberechnung der Finanzausgleichsmasse in den Zusammenhang der 

Grundlagen und der bisherigen Entwicklung des kommunalen Finanzausgleichs in 

Sachsen-Anhalt sowie der Finanzlage der Kommunen und des Landes gestellt. Im 

Besonderen Teil (LT-Drs. 8/463, S. 55–80) werden die Methode und die Ergebnisse 

der Berechnungen der Finanzausgleichsmasse und der Teilmassen im einzelnen 

dargestellt. Die Berechnungsgrundlagen erschließen sich mit allen Einzelwerten aus 

den Anlagen, auf die die Gesetzesbegründung im Besonderen Teil für die einzelnen 

Berechnungen verweist. Jedes Berechnungsergebnis lässt sich so auf konkrete Er-

hebungen, Bewertungen und Annahmen zurückführen und überprüfen.  

Dass die Gesetzesbegründung und die parlamentarischen Beratungen ver-

schiedentlich auf den Koalitionsvertrag zwischen den die Landesregierung tragenden 

politischen Parteien verweisen, steht nicht im Widerstreit mit den Berechnungen in 

der Gesetzesbegründung. Die Bezüge auf den Koalitionsvertrag stellen daher nicht 

in Frage, dass die hier angegriffenen Regelungen der in der Gesetzesbegründung 

vorgestellten Berechnung folgen. Vielmehr ist die Übereinstimmung umgekehrt 

dadurch erklärbar, dass schon die politischen Absprachen im Koalitionsvertrag der 

später dem Gesetz zugrundegelegten Berechnung folgten. Auch wo die Gesetzes-

begründung an die Adresse der parlamentarischen Regierungsmehrheit so vorder-
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gründig die Übereinstimmung mit dem Koalitionsvertrag hervorhebt, dass die Herlei-

tung der Ergebnisse auf den ersten Blick in den Hintergrund zu rücken droht, entwer-

tet sie nicht deren Nachvollziehbarkeit für die verfassungsgerichtliche Überprüfung.  

b. Der Gesetzgeber begründet die Bemessung der Finanzausgleichsmasse mit dem 

voraussichtlichen kommunalen Finanzbedarf. Er beruft sich nicht eigens auf die 

Grenzen der Leistungsfähigkeit des Landeshaushalts (vgl. o. 1. b.), um eine weniger 

als aufgabengerechte Finanzausstattung der Kommunen zu rechtfertigen. Das Vor-

gehen des Gesetzgebers wird daher von allen Einwänden nicht getroffen, die auf das 

Verhältnis zwischen den Aufgaben des Landes und den Aufgaben der Kommunen 

abstellen.  

c. Mit den beschwerdegegenständlichen Regelungen folgt der Gesetzgeber der Me-

thode zur Bestimmung des kommunalen Finanzbedarfs, wie sie in der Gesetzesbe-

gründung (LT-Drs. 8/463) ausgeführt ist (s. o. A. I. 2.). Sie hält an der bis zum Fi-

nanzausgleichsgesetz für das Jahr 2016 entwickelten Systematik – bei Änderungen 

in Einzelheiten – für die Berechnung der Finanzausgleichsmasse fest und schreibt 

die „bedarfsgerechte Finanzausgleichsmasse“ – die den größten Anteil (1,545 Mio. 

Euro, rund 89 %) an der Finanzausgleichsmasse neben den gleichbleibenden Beträ-

gen für die Investitionspauschale (150 Mio. Euro, rund 8,6 %) und den Ausgleichs-

stock (40 Mio. Euro, rund 2,3 %) ausmacht – auf der Grundlage der zur Zeit des Ge-

setzentwurfs vorliegenden statistischen Daten fort (LT-Drs. 8/463, S. 37, 55). Die 

Fortschreibung der „bedarfsgerechten Finanzausgleichsmasse“ (LT-Drs. 8/463, 

S. 57–65) ergibt sich aus Prognosen über die Entwicklung der Ausgaben und Ein-

nahmen der kommunalen Haushalte, jeweils gesondert für die Gruppe der kreisfreien 

Städte, der Landkreise und der kreisangehörigen Gemeinden. Die Prognosen richten 

sich auf folgende Rechenposten (hier in einer für die Überprüfung geeigneten Ord-

nung):  

– bedarfsbegründend: konsumtive Auszahlungen ohne (da gesondert ge-

rechnet) die Personalauszahlungen und Umlagen,  

– bedarfsmindernd: direkt zuzuordnende konsumtive Einzahlungen ohne 

(da gesondert gerechnet) die Umlagen,  

– bedarfsbegründend: Personalauszahlungen,  

– bedarfsmindernd: sonstiger konsumtiver Nettotransfer des Landes, sal-

diert aus konsumtiven Zahlungen des Landes an die Kommunen ein-

schließlich direkter oder weitergeleiteter Bundesmittel außerhalb der 

Zuweisungen aufgrund des Finanzausgleichsgesetzes abzüglich der 

konsumtiven Auszahlungen der Kommunen an das Land,  

– bedarfsmindernd: gemeindliche Steuereinnahmen,  

– bedarfsbegründend: Auszahlungen in Umlagen,  

– bedarfsmindernd: Einzahlungen aus Umlagen,  
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– bedarfsbegründend: Leistungen zur Tilgung investiver Kredite.  

Die Prognosen für diese Rechenposten – außer für die Steuereinnahmen und die 

Tilgungsleistungen – werden gebildet, indem die Erfahrungswerte aus den Jahren 

2018 bis 2020 nach Anhebung auf das einheitliche Preisniveau 2020 gemittelt und 

mit bestimmten Annahmen über die Steigerung auf das Jahr 2022 fortgeschrieben 

werden. Dabei wird zwischen der Steigerung der Personalauszahlungen und der 

Steigerung der übrigen Werte differenziert: Der angenommenen Steigerung der Per-

sonalauszahlungen wird die durchschnittliche Entwicklung von 2018 bis 2020 zu-

grundegelegt, der Steigerung aller übrigen Werte die jährlich prognostizierten Preis-

niveaus auf Basis der aktuellen Projektion der Bundesregierung (LT-Drs. 8/463, 

S. 56).  

Die Prognose für die gemeindlichen Steuereinnahmen wird nicht anhand eines sol-

chen Steigerungssatzes bestimmt, sondern anhand der aktuellen Steuerschätzung 

für 2022 (LT-Drs. 8/463, S. 62 f.).  

Für die Tilgungsleistungen wird pauschal ein aus den für die Jahre 2018 bis 2020 

gemeldeten Tilgungsleistungen gebildeter Durchschnitt angesetzt (LT-Drs. 8/463, 

S. 65).  

d. Die verfassungsgerichtliche Überprüfung dieses Vorgehens richtet sich darauf, ob 

die betreffenden gesetzgeberischen Entscheidungen vertretbar sind, ob sie offen-

sichtlich fehlerhaft und eindeutig widerlegbar sind oder verfassungsrechtlichen Wer-

tungen widersprechen (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1; 

s. o. 1. c.).  

Dieser Maßstab ist hier an die Annahmen anzulegen, auf die der Gesetzgeber die 

Bemessung der Finanzausgleichsmasse stützt.  

aa. Die Entscheidung des Gesetzgebers, zur aufgabenbezogenen Finanzierung für 

die Jahre 2022 und 2023 den kommunalen Finanzbedarf aus der kommunalen 

Haushaltsstatistik fortzuschreiben, liegt innerhalb seines Gestaltungsermessens bei 

der Wahl der Methode zur Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs gemäß Art. 88 

Abs. 1 LVerf (vgl. o. 1. f. dd.). An den verfassungsrechtlichen Anforderungen sind die 

Methode der Fortschreibung und die ihnen zugrundeliegenden Annahmen zu über-

prüfen, aber in dem Herangehen selbst ist kein grundsätzlicher Fehler zu erkennen.  

bb. Der Bemessung anhand einer Fortschreibung der Daten aus den kommunalen 

Haushalten der Jahre 2018 bis 2020 liegt die Annahme zugrunde, dass die in diesen 

Daten haushaltswirksam gewordenen Finanzmittel in den betreffenden Jahren eine 

angemessene Erfüllung der kommunalen Aufgaben im Sinne des Art. 88 Abs. 1 

LVerf ermöglichten. Wäre dementgegen damals insbesondere die Zuweisung von 

Mitteln aus dem Landeshaushalt hinter dieser Anforderung des Art. 88 Abs. 1 LVerf 

zurückgeblieben, schlüge sich dieses Defizit auch in den Haushaltsdaten nieder. An 

einem solchen Mangel in den Voraussetzungen der Fortschreibung (vgl. o. 1. f. dd.) 

leidet das Vorgehen des Gesetzgebers nicht. 
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aaa. Die Gesetzesbegründung legt in Auseinandersetzung mit der Stellungnahme 

des angehörten Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt dar, dass die Finanz-

ausgleichsmasse ab dem Jahr 2017 schon auf eine angemessene Finanzausstat-

tung im Jahr 2021 hin festgelegt gewesen sei und damit über den Bedarf hinausge-

gangen sei (LT-Drs. 8/463, S. 6, 36; siehe prospektiv auch den Bericht der Landes-

regierung vom 13. Juni 2018 zur Überprüfung der Angemessenheit der Finanzaus-

gleichsmasse gemäß § 2 Abs. 3 Finanzausgleichsgesetz, LT-Drs. 7/3149 vom 6. Juli 

2018, S. 78–81). Die Saldenentwicklung der kommunalen Kernhaushalte zeige ins-

gesamt ein positives Bild (LT-Drs. 8/463, S. 45–47). Der Schuldenstand der Land-

kreise und der kreisangehörigen Gemeinden habe sich verringert (LT-Drs. 8/463, 

S. 47–50).  

bbb. Der Gesetzgeber hat auch berücksichtigt, dass die Fortschreibung der kon-

sumtiven Auszahlungen den Investitionsaufwand nicht erfasst (vgl. insoweit zu den 

Anforderungen an eine Bedarfsermittlung aus den tatsächlichen kommunalen Aus-

gaben LVerfG Schleswig-Holstein, Urt. v. 27. Januar 2017 – LVerfG 4/15 –, Rn. 192–

199). Eine dem entsprechende Kalkulation des tatsächlichen Investionsaufwands 

über die bilanziellen Abschreibungen wurde geprüft mit dem Ergebnis, „dass diese 

mangels belastbarer Datenlage nicht für die Bestimmung einer bedarfsgerechten Fi-

nanzausgleichsmasse herangezogen werden können“ (LT-Drs. 8/463, S. 65, näher 

erläutert durch die Landesregierung in der mündlichen Verhandlung). Daher wurde 

der über die tatsächlichen Tilgungsleistungen auf investive Kredite ermittelbare Teil 

des Investitionsaufwands bei den Kommunen direkt erhoben und hochgerechnet (LT-

Drs. 8/463, S. 65), der übrige Investionsaufwand hingegen über die Fortschreibung 

der vor längerer Zeit finanzwissenschaftlich empfohlenen Investitionspauschale unter 

Wegfall des bisher angesetzten Vorwegabzugs berücksichtigt (LT-Drs. 8/463, S. 77). 

Dieses Vorgehen ist unter den gegebenen Umständen, die es wegen Verzögerungen 

im Übergang zur Aufstellung der Haushaltspläne nach den Grundsätzen der doppel-

ten Buchführung bei den Kommunen noch nicht ermöglichten, Haushaltsdaten über 

den Investitionsaufwand auszuwerten, vertretbar. 

ccc. Die Annahme des Gesetzgebers, dass die Haushaltsstatistik aus den Jahren 

2018 bis 2020 eine angemessene Erfüllung der kommunalen Aufgaben widerspie-

gelt, schließt sowohl den übertragenen als auch den eigenen Wirkungskreis ein 

(vgl. o. 1. aa.). Die Aufschlüsselung der bedarfsbegründenden Auszahlungen nach 

Aufgaben im übertragenen und im eigenen Wirkungskreis (LT-Drs. 8/463, Anlage 9) 

gibt keinen Anhaltspunkt dafür, dass eine Wahrnehmung von Selbstverwaltungsauf-

gaben systematisch dem Aufwand für Pflichtaufgaben zum Opfer gefallen wäre. Da-

mit kann auch die Wahrnehmung eines Mindestmaßes an freiwilligen Selbstverwal-

tungsaufgaben als berücksichtigt gelten, für die andere Methoden zur Bemessung 

der Kommunalfinanzen eine „freie Spitze“ vorsehen.  

ddd. Die Einschätzung des Gesetzgebers, dass die Finanzausstattung der Kommu-

nen in den Jahren 2018 bis 2020 der Landesverfassung genügte, ist somit insgesamt 

nicht offensichtlich fehlerhaft oder eindeutig widerlegbar. Der Finanzausgleich für 
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diese Jahre ist nicht durch einen verfassungsgerichtlichen Rechtsbehelf in Frage ge-

stellt worden. Die Beschwerdeführerinnen legen zwar dar, dass ihre Finanzlage im 

Rückblick auch für diese Jahre defizitär war. Daraus folgt aber nicht, dass das Land 

in den betreffenden Jahren die Finanzausstattung aller Kommunen insgesamt zu 

niedrig gehalten hätte. Der Landesgesetzgeber durfte somit annehmen, dass eine 

Fortschreibung der Haushaltsergebnisse aus den Jahren 2018 bis 2020 geeignet 

war, auch für 2022 eine verfassungsgemäße Finanzausstattung der Kommunen zu 

bestimmen.  

cc. Seiner Beobachtungspflicht (s. o. 1. k.) hat der Landesgesetzgeber genügt. Er hat 

nicht etwa nur die Beträge im Finanzausgleichsgesetz fortgeschrieben, sondern sie 

anhand der jüngsten vorliegenden kommunalen Haushaltsstatistik und weiterer Pa-

rameter neu berechnet. Darin hat er die tatsächliche Entwicklung der Berechnungs-

grundlagen wie der kommunalen Aus- und Einzahlungen und der Preissteigerungsra-

ten berücksichtigt. Die Gesetzesbegründung und ihre parlamentarische Behandlung 

dokumentieren, dass sich der Gesetzgeber mit den Vorstellungen der kommunalen 

Spitzenverbände über eine Veränderung des Berechnungsverfahrens auseinander-

gesetzt, einige von ihnen aufgenommen, andere unter Angabe von Gründen abge-

lehnt hat (LT-Drs. 8/463, S. 4–25). Die Gesetzesbegründung weist ausdrücklich auf 

die Pflicht zur Überprüfung der Regelungen zum Finanzausgleich hin, wie sie die Re-

visionsklausel des § 2 Abs. 4 S. 1 FAG LSA aufnimmt (S. 36 f.). Sie hält an der dem 

Finanzausgleich bisher zugrundeliegenden Systematik der Bedarfsberechnung fest, 

nimmt aber einige begründete Änderungen vor (LT-Drs. 8/463, S. 37, 38 f., 56 f., 57, 

59, 62, 63, 66 f., 69–71, 77). Sie reflektiert auch, ob sich die beibehaltenen Parame-

ter bewährt haben (LT-Drs. 8/463, S. 62 für die Steuerschätzung) und ersetzt sie an-

derenfalls durch andere (LT-Drs. 8/463, S. 65 für die Tilgungsleistungen). Einen wei-

tergehenden Überprüfungsbedarf benennt sie nur für den horizontalen Finanzaus-

gleich, der auf der Grundlage eines finanzwissenschaftlichen Gutachtens für die Zeit 

ab 2024 weiterentwickelt werden solle (LT-Drs. 8/463, S. 17, 38); die dafür genann-

ten Gründe betreffen den vertikalen Finanzausgleich nicht. Die Gesetzesbegründung 

nimmt die Finanzlage der Kommunen eingehend zur Kenntnis und vergleicht sie mit 

der Finanzlage des Landes (LT-Drs. 8/463, S. 39–54). Darin werden keine Verände-

rungen der Bedingungen für eine angemessene Erfüllung der kommunalen Aufgaben 

erkennbar, die eine weitergehende Revision der grundsätzlich beibehaltenen Metho-

de zur Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs nach Art. 88 Abs. 1 LVerf geboten 

hätten. Somit hat der Gesetzgeber seine dem Finanzausgleich in den hier angegrif-

fenen Regelungen zugrundegelegten Annahmen in dem Umfang aktualisiert, in dem 

es für 2022 geboten war.  

dd. Der Fortschreibung anhand bestimmter Steigerungsraten liegt die Annahme zu-

grunde, dass die Faktoren, die die künftige Entwicklung der Werte bestimmen, in die-

sen Steigerungsraten wirklichkeitsnah abgebildet sind.  
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Unter diesem Gesichtspunkt lässt die Heranziehung der tatsächlichen Entwicklung 

der Personalauszahlungen im Auswertungszeitraum 2018 bis 2020 zur Prognose 

ihrer Steigerung bis 2022 keinen Fehler erkennen.  

Das gleiche gilt für die Fortschreibung der übrigen konsumtiven Auszahlungen und 

der Umlagen anhand des jährlich prognostizierten Preisniveaus auf Basis der aktuel-

len Projektion der Bundesregierung.  

Für den sonstigen konsumtiven Nettotransfer des Landes hingegen erschließt sich 

aus der Gesetzesbegründung nicht, worauf sich die Annahme einer dem Preisniveau 

folgenden Steigerung gründet. Es mag unterstellt werden können, dass einige Tat-

bestände für konsumtive Zahlungen des Landes an die Kommunen an tatsächliche 

Kosten anknüpfen, so dass die Entwicklung dieser Zahlungen preisgetrieben ist. So-

weit sich solche Zahlungen aber nicht nach tatsächlichen Kosten bemessen, sondern 

von politischen Entscheidungen oder fiskalischen Gegebenheiten abhängen, versteht 

sich eine jährliche Steigerung nicht von selbst. So zeigen die zur Fortschreibung ge-

mittelten Werte des Nettotransfers für die kreisangehörigen Gemeinden in den Jah-

ren 2018 bis 2020 jeweils ein Absinken gegenüber dem Vorjahr: 

 nominal  preisbereinigt  

2018 68.285.629 Euro  69.587.153 Euro  

2019 65.554.513 Euro -4,00 % 65.816.731 Euro -5,42 % 

2020 65.047.130 Euro -0,77 % 65.047.130 Euro -1,17 % 

 

Die Fortschreibung des preisbereinigten Durchschnitts anhand der prognostizierten 

Preisentwicklung unterstellt eine Umkehrung in einen sprunghaften Anstieg, der er-

klärungsbedürftig erschien. Doch die inzwischen vorliegenden tatsächlichen Beträge 

des Nettotransfers des Landes an die kreisangehörigen Gemeinden in den Jahren 

2021 und 2022 (LT-Drs. 8/3046, Anlage 3, S. 1 und 7) lassen die positive Umkeh-

rung der Entwicklung zwar weniger ausgeprägt, aber dem Grunde nach erkennen:  

 Prognose  tatsächlich  

2021 68.754.698 Euro +5,70 % 68.242.043 Euro +4,9 % 

2022 70.267.301 Euro +2,20 % 68.797.563 Euro +0,8 % 

 

Somit erscheint die Annahme, dass der Nettotransfer des Landes eine der Preisent-

wicklung tendenziell folgende und daher steigende bedarfsmindernde Wirkung haben 

würde, im Rückblick nicht als unvertretbar.  

ee. Mit der Anhebung der Werte aus den Jahren 2018 und 2019 auf das Preisniveau 

des Jahres 2020 trägt der Gesetzgeber der Geldentwertung in dieser Auswertungs-

periode sachgemäß Rechnung.  
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ff. Der Bildung von Durchschnitten aus den Werten der Jahre 2018 bis 2020 liegt er-

kennbar die Annahme zugrunde, dass die Werte Schwankungen unterliegen, die die 

Aussagekraft der Werte aus einem einzelnen Jahr für die Prognose der Folgejahre 

schwächen. Dementsprechend – und in grundsätzlich zulässiger Weise, s. o. 1. j. – 

zeichnet ein Durchschnitt aus den drei Jahren 2018 bis 2020 die Wirklichkeit als 

Prognosegrundlage besser nach als der einzelne Wert des Jahres 2020.  

Das stimmt aber nur für Werte, deren Höhe in manchen Jahren steigt, in anderen 

sinkt. Für Werte, deren Höhe den sie bestimmenden Faktoren folgend nur steigt oder 

nur sinkt, bewirkt die Durchschnittsbildung, dass die Prognosegrundlage für die 

Folgejahre systematisch niedriger beziehungsweise höher angesetzt wird als der 

letzte Wert, der in Wirklichkeit den Ausgangspunkt für die Steigerung in den Folge-

jahren setzt.  

Die Annahme von Schwankungen ist nachvollziehbar für die konsumtiven Auszah-

lungen ohne Personalauszahlungen, für die direkt zuzuordnenden konsumtiven Ein-

zahlungen, für den sonstigen konsumtiven Nettotransfer des Landes, für die Umla-

gen und für die Tilgungsleistungen.  

Nicht ohne weiteres nachvollziehbar ist die Annahme, dass die Personalauszahlun-

gen nicht nur steigen, sondern auch sinken können. Unter den sie bestimmenden 

Faktoren dürften die Tarife ein maßgebliches Gewicht haben. Tarife steigen erfah-

rungsgemäß schrittweise, sinken aber nie. Demgegenüber wäre es jedenfalls erklä-

rungsbedürftig, warum etwa von Schwankungen des Personalbestands oder von der 

Ablösung einer älteren Kohorte mit höheren Gehaltsansprüchen durch eine jüngere 

Kohorte mit niedrigeren Eingangsgehältern im Ergebnis ein Rückgang der Personal-

auszahlungen erwartet oder für möglich gehalten wird.  

Die Werte, aus denen der Gesetzgeber die Personalauszahlungen fortgeschrieben 

hat, sprechen dafür, dass dazu nicht beim Durchschnitt der Jahre 2018 bis 2020 an-

zusetzen gewesen wäre, sondern beim Wert aus dem Jahr 2020: Die schon auf das 

Preisniveau des Jahres 2020 angehobenen Werte aus den Jahren 2018 bis 2020 

steigen deutlich von – bei den kreisangehörigen Gemeinden – 953.218.335 Euro 

(2018) über 976.013.707 Euro (2019) auf 1.005.268.313 Euro (2020). Ihr Durch-

schnitt (978.166.785 Euro) liegt demzufolge notwendig unter dem letzten Wert. Die 

Steigerung der Personalauszahlungen übertrifft die Preisentwicklung, die in der An-

hebung auf das Niveau des Jahres 2020 berücksichtigt wird. Für die Fortschreibung 

errechnet die Gesetzesbegründung die durchschnittliche Steigerung der Personal-

auszahlungen von 2018 bis 2020 zutreffend mit 3,67 % (LT-Drs. 8/463, S. 56, 59 f. 

mit Anlage 2). Folgerichtig wäre es gewesen, diesen Steigerungssatz an das im Jahr 

2020 erreichte Niveau anzulegen (vgl. zu dem gleichen methodischen Fehler in der 

Berechnung eines durch das Konnexitätsprinzip gebotenen Mehrbelastungsaus-

gleichs OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 10. Oktober 2024 – OVG 10 A 5.19 –, unter 

II 2 a).  
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Eine im Ergebnis darauf gerichtete Forderung in der Stellungnahme des Städte- und 

Gemeindebundes lehnt die Gesetzesbegründung ab, weil sie keine Gründe sieht, 

von dem auf die übrigen konsumtiven Auszahlungen angewendeten Berechnungs-

schema abzuweichen (LT-Drs. 8/463, S. 15 f.). Das genügt nicht, um die naheliegen-

den Einwände gegen die Eignung dieses Berechnungsschemas für die Fortschrei-

bung der Personalauszahlungen auszuräumen.  

Die Anhebung der Einzelwerte aus 2018 und 2019 auf das Preisniveau von 2020 ist 

nicht so durchgeführt, dass der Ansatz beim Durchschnitt über die monoton steigen-

den Personalauszahlungen stimmig wird. Grundsätzlich kann nicht ausgeschlossen 

werden, dass eine Steigung von Einzelwerten nur zu einem Teil eine monotone Stei-

gung enthält, zu einem anderen Teil aber auf Ursachen beruht, die über die Zeit 

schwanken. So wirkt auf Personalauszahlungen die Tarifentwicklung monoton stei-

gend, während personalwirtschaftliche Effekte die Steigung manchmal verstärken, 

manchmal dämpfen können. Wenn unter diesem Gesichtspunkt die monoton stei-

genden Einflüsse in der Preisanhebung der Einzelwerte vollständig berücksichtigt 

werden, dürfen die schwankenden Einflüsse in einer Durchschnittsbildung über die 

Einzelwerte berücksichtigt werden. Diese Bedingung erfüllt die Fortschreibung der 

Personalauszahlungen für den kommunalen Finanzbedarf 2022 nicht. Den Steige-

rungssatz für die künftige Entwicklung leitet sie aus der Entwicklung der Einzelwerte 

selbst ab, für die Preisbereinigung der Einzelwerte wendet sie den davon abwei-

chenden, niedrigeren Preisindex an. Dieser Vergleich bestätigt, dass sie den aus der 

tatsächlichen Entwicklung abgeleiteten Steigerungssatz folgerichtig auf den Wert von 

2020 hätte anwenden müssen. Denn hätte sie die Einzelwerte der Personalauszah-

lungen in den Jahren 2018 und 2019 jeweils entsprechend der für ihre Fortschrei-

bung herangezogenen tatsächlichen Steigerung angehoben, stimmten die so berei-

nigten Einzelwerte und damit auch ihr Durchschnitt rechnerisch wiederum mit dem 

Wert von 2020 überein.  

Die Rechnung mit einem ungeeigneten Wert bleibt für die Prognose unschädlich, 

wenn die tatsächliche Entwicklung im Rückblick zum gleichen Ergebnis führt. Das 

lässt sich anhand eines Vergleichs mit den inzwischen vorliegenden tatsächlichen 

Werten aus dem Jahr 2022 beurteilen, wie sie in der Begründung der Landesregie-

rung zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgeset-

zes vom 29. August 2023 (LT-Drs. 8/3046) aufgeführt sind (dort Anlage 2):  
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Personalauszahlungen der kreisangehörigen Gemeinden 2022  

  Abweichung vom 
tatsächlichen 

Wert 

Tatsächlicher Wert:  1.082.663.693 Euro  

Prognose aus der Fortschreibung des  
Durchschnitts aus 2018 bis 2020:  1.051.281.710 Euro -31.381.983 Euro 

Prognose aus der Fortschreibung des  
Werts aus 2020:  1.080.408.993 Euro -2.254.700 Euro 

 

Der tatsächliche Wert erweist die Wahl des zu niedrigen Ausgangswerts für die Fort-

schreibung der Personalauszahlungen im kommunalen Finanzbedarf demnach für 

deren bedarfsbegründende Wirkung nicht als unschädlich.  

gg. Die Prognose für die gemeindlichen Steuereinnahmen beruht auf der Annahme, 

dass die zur Zeit der Gesetzgebung aktuelle Steuerschätzung für 2022 die erwart-

baren Steuereinnahmen der kommunalen Gruppen insgesamt wirklichkeitsnah er-

fasst. Diese Annahme ist vertretbar; sie lässt keinen Fehler erkennen.  

Die inzwischen vorliegenden tatsächlichen Werte der Steuereinnahmen der kreisan-

gehörigen Gemeinden übertreffen die Prognose erheblich:  

  Abweichung vom 
tatsächlichen 

Wert 

Tatsächlicher Wert:  1.615.475.538 Euro 196.390.665 Euro 

Prognose aus der Fortschreibung des  
Durchschnitts aus 2018 bis 2020:  1.419.084.873 Euro  

 

Diese vom Gesetzgeber so nicht vorhergesehene Entwicklung der Steuereinnahmen 

ist in die tatsächliche Finanzausstattung der kreisangehörigen Gemeinden insgesamt 

bedarfsmindernd eingeflossen.  

hh. Der pauschale Betrag für die Tilgungsleistungen der Kommunen im Jahr 2022 

auf investive Kredite beruht auf der Annahme, dass der aus den für die Jahre 2018 

bis 2020 gemeldeten Tilgungsleistungen gebildete Durchschnitt die für 2022 beste-

henden Tilgungsverpflichtungen deckt (LT-Drs. 8/463, S. 65). Dieser Annahme liegt 

ein Vergleich mit Plandaten für 2022 zugrunde, die unter diesem Durchschnitt liegen. 

Darin ist kein Fehler ersichtlich.  

e. Die Methode des Gesetzgebers zur Prognose des kommunalen Finanzbedarfs 

wird nicht dadurch fehlerhaft, dass die tatsächliche Entwicklung später zu anderen 
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Werten führt. Vom Gesetzgeber wird keine treffsichere Vorhersage der Zukunft ver-

langt, sondern nur eine vertretbare Ableitung der Annahmen für die Zukunft, die er 

der Bemessung der Finanzausgleichsmasse zugrundelegt.  

Soweit die Methode des Gesetzgebers zur Prognose des kommunalen Finanzbe-

darfs hinter den verfassungsrechtlichen Anforderungen zurückbleibt, ist die Vermu-

tung begründet, dass die von ihm zur Verfügung gestellte Finanzausstattung der 

Kommunen hinter der nach Art. 88 Abs. 1 LVerf zu gewährleistenden Finanzausstat-

tung zurückbleibt. Diese Vermutung ist aber dann widerlegt, wenn die tatsächliche 

Entwicklung die Prognosefehler im Ergebnis als unschädlich erweist. Das gilt nicht 

nur für die einzelnen Rechenposten, nach denen der Gesetzgeber den Finanzbedarf 

bemisst, sondern auch für das Ergebnis der Bemessung der Finanzausgleichsmasse 

insgesamt. Zeigt sich im Rückblick, dass die Prognosefehler zulasten der kommuna-

len Finanzausstattung durch gegenläufige Abweichungen zugunsten der kommuna-

len Finanzausstattung ausgeglichen worden sind, kann nicht festgestellt werden, 

dass die vom Land im Ergebnis gewährleistete Finanzausstattung der Kommunen 

nicht der Pflicht zur Gewährleistung ihrer Finanzausstattung aus Art. 88 Abs. 1 LVerf 

genügte.  

So verhält es sich mit der durch die beschwerdegegenständlichen Vorschriften ge-

währleisteten Finanzausstattung der kreisangehörigen Gemeinden für 2022:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

163 

164 



– 43 – 

 Prognose 
(Euro) 

tatsächlicher Wert 
(Euro) 

Abweichung 
(Euro) 

kommunale konsumtive 
Auszahlungen ohne 
Umlagen und ohne 
Personalauszahlungen 921.794.212 964.821.599 -43.027.387 

direkt zurechenbare 
kommunale konsumtive 
Einzahlungen ohne 
Umlagen -789.280.578 -798.601.919 9.321.341 

Personalauszahlungen 1.051.281.710 1.082.663.693 -31.381.983 

Abzug des sonstigen 
Nettotransfers des Lan-
des -70.267.301 -68.797.563 -1.469.738 

Abzug der gemeindli-
chen Nettosteuerein-
nahmen -1.419.084.873 -1.615.475.538 196.390.665 

Abzug der Umlageein-
zahlungen -88.030.841 -91.035.145 3.004.304 

Hinzurechnung der Um-
lageauszahlungen 797.878.722 802.580.598 -4.701.876 

Hinzurechnung eines 
Tilgungsbeitrages 95.588.429 79.901.938 15.686.491 

Bedarfsgerechte Fi-
nanzausgleichsmasse 499.879.480 356.057.663 143.821.817 

Da vor allem die erheblich über den prognostizierten Werten liegenden Steuerein-

nahmen die Abweichung der tatsächlichen Auszahlungen von der Prognose über-

kompensierten, lag 2022 die vom Land berechnete bedarfsgerechte Finanzaus-

gleichsmasse für die kreisangehörigen Gemeinden insgesamt um 143.821.817 Euro 

über dem tatsächlichen Saldo der für die Prognose berücksichtigten Rechenposten. 

Der Prognosefehler im Rechenposten der Personalauszahlungen war deshalb für die 

kreisangehörigen Gemeinden unschädlich. Er hat die Finanzausstattung der kreisan-

gehörigen Gemeinden im Ergebnis nicht unter das Maß gedrückt, das eine die tat-

sächliche Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben der kreisangehörigen Gemein-

den noch wirklichkeitsnäher vorausberechnende Methode ergeben hätte. Somit hat 

das Land im Ergebnis seine Pflicht aus Art. 88 Abs. 1 LVerf zur Ausstattung der 

kreisangehörigen Gemeinden mit Finanzmitteln, die zur angemessenen Erfüllung 

ihrer Aufgaben erforderlich sind, nicht verletzt.  

f. Dass eine entsprechende Vergleichsrechnung für die Beschwerdeführerinnen er-

heblich von der Vergleichsrechnung für alle kreisangehörigen Gemeinden abweicht, 

hebt die Verfassungsmäßigkeit der Bemessung der Finanzausgleichsmasse für alle 

kreisangehörigen Gemeinden nicht auf. Die Haushaltsergebnisse der Beschwerde-

führerinnen lassen sich nicht einmal auf diese Abweichung zurückführen, sondern 
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müssen andere Ursachen haben. Für die Beschwerdeführerin zu 1. weichen die 

Haushaltsergebnisse positiv von den in die Prognose eingeflossenen Werten ab, für 

die Beschwerdeführerin zu 2. weichen sie negativ von den in die Prognose einge-

flossenen Werten ab. Dieser Vergleich erlaubt wohlgemerkt keine Aussage darüber, 

in welchem Maß die Beschwerdeführerinnen an der Finanzausgleichsmasse teilhat-

ten, weil sich deren Verteilung nicht nach dem Anteil der einzelnen Kommune an den 

Prognosegrundlagen richtet, sondern nach den besonders geregelten, hier nicht be-

schwerdegegenständlichen Maßstäben für die Schlüsselzuweisungen, für die Auf-

tragskostenpauschale und für die übrigen Zuweisungen aus der Finanzausgleichs-

masse. Aussagekräftig ist der Vergleich vielmehr dafür, dass die Defizite in den 

Haushalten der beiden Beschwerdeführerinnen im Jahr 2022 nicht mit einer etwa zu 

geringen Bemessung der Finanzausgleichsmasse durch den Gesetzgeber korrelie-

ren.  

Für die Beschwerdeführerin zu 1. stellt sich die Vergleichsrechnung so dar: 

 Anteilige  
Prognose 

(Euro) 

tatsächlicher Wert 
(Euro) 

Abweichung 
(Euro) 

kommunale konsumtive 
Auszahlungen ohne 
Umlagen und ohne 
Personalauszahlungen 5.452.336 5.551.936 -99.600 

direkt zurechenbare 
kommunale konsumtive 
Einzahlungen ohne 
Umlagen -3.114.868 -2.930.085 -184.783 

Personalauszahlungen 2.154.680 2.208.271 -53.591 

Abzug des sonstigen 
Nettotransfers des Lan-
des -47.203 -30.986 -16.217 

Abzug der gemeindli-
chen Nettosteuerein-
nahmen -3.940.031 -4.401.265 461.234 

Hinzurechnung der Um-
lageauszahlungen 2.417.777 0 2.417.777 

Hinzurechnung eines 
Tilgungsbeitrages 250.664 18.852 231.812 

Bedarfsgerechte Fi-
nanzausgleichsmasse 3.173.356 416.723 2.756.632 

Bedarfsgerechte Fi-
nanzausgleichsmasse 
ohne Berücksichtigung 
der Umlagen 755.579 416.723 338.855 
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Das bedeutet: Für die Bemessung der bedarfsgerechten Finanzausgleichsmasse für 

alle kreisangehörigen Gemeinden ist aus den Zahlen der Beschwerdeführerin zu 1. 

ein Anteil von 3.173.356 Euro in die Prognose für 2022 eingeflossen. In den tatsäch-

lichen Haushaltszahlen der Beschwerdeführerin zu 1. im Jahr 2022 beträgt das Er-

gebnis derselben Rechenposten 416.723 Euro. Damit lag die bedarfsgerechte Fi-

nanzausgleichsmasse für alle kreisangehörigen Gemeinden um 2.756.632 Euro über 

dem, was anteilig für die Beschwerdeführerin zu 1. in sie einfließen musste, um spä-

ter dem tatsächlichen Haushalt zu entsprechen. Die Abweichung beträgt 662 % nach 

oben. Lässt man mögliche Verzerrungen des Vergleichs durch die besonders 

sprunghaften Werte für die Kreisumlage außer Betracht, zeigt sich immer noch eine 

Abweichung von 338.855 Euro oder 81 % nach oben. Zwar war das Defizit zwischen 

konsumtiven Auszahlungen und Einzahlungen sowie dem Nettotransfer um 354.191 

Euro größer, als es aus den Prognoseparametern folgen würde. Dieser Abstand ist 

aber dadurch überkompensiert, dass die Steuereinnahmen um 461.234 Euro über 

dem geschätzten Wert lagen. Es kommt hinzu, dass die tatsächlichen Tilgungsleis-

tungen um 231.812 Euro geringer als der Betrag waren, mit dem die Beschwerdefüh-

rerin zu 1. im Tilgungsbeitrag berücksichtigt worden ist.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

168 



– 46 – 

Für die Beschwerdeführerin zu 2. stellt sich die Vergleichsrechnung hingegen so dar: 

 Prognose 
(Euro) 

tatsächlicher Wert 
(Euro) 

Abweichung 
(Euro) 

kommunale konsumtive 
Auszahlungen ohne 
Umlagen und ohne 
Personalauszahlungen 5.764.103 6.095.239 -331.136 

direkt zurechenbare 
kommunale konsumtive 
Einzahlungen ohne 
Umlagen -3.609.994 -3.496.705 -113.289 

Personalauszahlungen 3.374.072 3.518.964 -144.892 

Abzug des sonstigen 
Nettotransfers des Lan-
des -44.350 -249.448 205.098 

Abzug der gemeindli-
chen Nettosteuerein-
nahmen -4.980.536 -4.578.634 -401.902 

Hinzurechnung der Um-
lageauszahlungen 911.309 0 911.309 

Hinzurechnung eines 
Tilgungsbeitrages 673.539 837.980 -164.441 

Bedarfsgerechte Fi-
nanzausgleichsmasse 2.088.143 2.127.396 -39.253 

Bedarfsgerechte Fi-
nanzausgleichsmasse 
ohne Berücksichtigung 
der Umlagen 1.176.834 2.127.396 -950.562 

 

Das bedeutet: Für die Bemessung der bedarfsgerechten Finanzausgleichsmasse für 

alle kreisangehörigen Gemeinden ist aus den Zahlen der Beschwerdeführerin zu 2. 

ein Anteil von 2.088.143 Euro in die Prognose für 2022 eingeflossen. In den tatsäch-

lichen Haushaltszahlen der Beschwerdeführerin zu 1. im Jahr 2022 beträgt das Er-

gebnis derselben Rechenposten 2.127.396 Euro. Damit lag die bedarfsgerechte Fi-

nanzausgleichsmasse für alle kreisangehörigen Gemeinden um 39.253 Euro unter 

dem, was anteilig für die Beschwerdeführerin zu 2. in sie einfließen musste, um spä-

ter dem tatsächlichen Haushalt zu entsprechen. Die Abweichung beträgt knapp 2 % 

nach unten. Lässt man mögliche Verzerrungen des Vergleichs durch die besonders 

sprunghaften Werte für die Kreisumlage außer Betracht, wächst die Abweichung auf 

950.562 Euro oder knapp 44 % nach unten. Hier ist das Defizit zwischen kon-

sumtiven Auszahlungen und Einzahlungen sowie dem Nettotransfer um 384.219 Eu-

ro größer, als es aus den Prognoseparametern folgen würde, wobei hier ein höherer 

Nettotransfer des Landes einer sonst noch größeren Abweichung entgegenwirkte. 
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Die Steuereinnahmen blieben um 401.902 Euro hinter dem geschätzten Wert zurück, 

während die tatsächlichen Tilgungsleistungen um 164.441 Euro höher als der Betrag 

waren, mit dem die Beschwerdeführerin zu 2. im Tilgungsbeitrag berücksichtigt wor-

den ist.  

Somit deuten diese Vergleichsberechnungen darauf hin, dass die Haushaltsergeb-

nisse der beiden Beschwerdeführerinnen durch Umstände bestimmt sind, die weder 

den beiden Beschwerdeführerinnen gemein sind noch vom Gesetzgeber in der Be-

messung der Finanzausgleichsmasse hätten berücksichtigt werden können oder gar 

müssen.  

g. Die Ermittlung des Finanzbedarfs leidet auch nicht im Hinblick auf die Berücksich-

tigung von „Bundesentlastungen“ an einem Fehler.  

aa. Bundesmittel, die der Bund dem Land für die Erfüllung bundesgesetzlich geregel-

ter Aufgaben durch die Kommunen erstattet und die das Land diesem Zweck ent-

sprechend an die Kommunen weiterleitet, werden bei den „direkt zurechenbaren 

kommunalen konsumtiven Einzahlungen“ bedarfsmindernd berücksichtigt. Das ist 

nicht zu beanstanden. Solche Mittel stehen den Kommunen zur Deckung des ent-

sprechenden Bedarfs zur Verfügung. Ihre Fortschreibung aus der Haushaltsstatistik 

der Jahre 2018 bis 2020 auf das Jahr 2022 ist folgerichtig. Der Gesetzgeber hatte 

keinen Anlass, sie aus der Fortschreibung des Finanzbedarfs herauszurechnen.  

bb. Das gleiche gilt für Bundesmittel, die den Gemeinden über den Gemeindeanteil 

an der Umsatzsteuer zufließen und zusammen mit allen gemeindlichen Steuerein-

nahmen auf der Grundlage der Steuerschätzung bedarfsmindernd berücksichtigt 

werden.  

cc. Bundesentlastungen, die dem Land über einen erhöhten Landesanteil am Um-

satzsteueraufkommen zufließen, könnten nur außerhalb der Ermittlung des kommu-

nalen Finanzbedarfs für den Finanzausgleich und damit nur jenseits der Finanzmittel 

für die Kommunen, „die zur angemessenen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich 

sind“ im Sinne des Art. 88 Abs. 1 FAG LSA, der Finanzausgleichsmasse zugeschla-

gen werden. Ob die Kommunen wegen einer entsprechenden Zweckbestimmung 

seitens des Bundes einen Anspruch darauf haben, ist eine Frage des Bundesrechts, 

nicht der Landesverfassung. Die Verletzung einer entsprechenden Pflicht des Lan-

des zur Weitergabe an die Kommunen würde jedenfalls keine Verletzung des Art. 88 

Abs. 1 FAG LSA begründen.  

dd. Allgemein steht die Neutralität der „Bundesentlastungen“ für die Bemessung der 

Finanzausgleichsmasse nicht im Widerspruch zu einem Entlastungszweck, wie die 

Beschwerdeführerinnen ihn der „Anrechnung“ entgegenhalten. Die angestrebte Ent-

lastung gilt der Kompensation von Belastungen, die der Bund im Vollzug des Bun-

desrechts durch die Kommunen bewirkt hat. Dass sie letztlich den Landeshaushalt 

entlasten, dem Art. 88 Abs. 1 LVerf die aufgabengerechte Finanzierung der Kommu-

nen auferlegt, folgt aus deren Aufgabenbezug. Der bedarfsmindernden Wirkung von 

Bundesentlastungen in den direkt zurechenbaren kommunalen konsumtiven Einzah-
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lungen und den gemeindlichen Steuereinnahmen steht die bedarfsbegründende Wir-

kung der zu kompensierenden Belastungen gegenüber, die über die Fortschreibung 

der komsumtiven Auszahlungen in die Bemessung der bedarfsgerechten Finanzaus-

gleichsmasse eingehen. Die Erwartung der Beschwerdeführerinnen, dass die Bun-

desentlastungen nicht auf den kommunalen Finanzbedarf angerechnet werden mö-

gen, setzt voraus, dass der Bund die finanzielle Lage der Kommunen nicht nur scho-

nen, sondern unabhängig von der Kompensation bundesseitig auferlegter Lasten 

verbessern will. Abgesehen von der Frage, inwieweit die Kompetenzen des Bundes 

eine solche Steuerung innerhalb der Landesfinanzen deckten, ginge eine entspre-

chende Verbesserung der kommunalen Finanzausstattung jedenfalls über das hin-

aus, wozu Art. 88 Abs. 1 LVerf das Land verpflichtet.  

h. Die Bildung von Teilmassen für die Auftragskostenpauschale (§ 3 Nr. 1, § 4 FAG 

LSA), Ergänzungszuweisungen (§ 3 Nr. 2 Buchst. a, §§ 7–11 FAG LSA) und Schlüs-

selzuweisungen (§ 3 Nr. 2 Buchst. b, § 12 FAG LSA) trägt nicht zur Bemessung der 

gesamten Finanzausgleichsmasse bei, sondern folgt ihr nach. Sie dient der Anwen-

dung differenzierter Maßstäbe für die Verteilung der Finanzausgleichsmasse unter 

den Kommunen.  

i. Die Notwendigkeit von Bedarfszuweisungen aus dem Ausgleichsstock nach § 17 

FAG LSA, die die Beschwerdeführerinnen am eigenen Beispiel ins Feld führen, taugt 

weder als Beleg für Fehler in der Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs noch 

gar als Beleg für die Unauskömmlichkeit der Finanzausgleichsmasse insgesamt. 

Denn der Ausgleichsstock gehört zur Finanzausgleichsmasse. Wenn er die Funktion 

hat, die finanziellen Schwierigkeiten einzelner Gemeinden auszugleichen, dann trägt 

er gerade diesen Rechnung, indem er den überproportional – jenseits der in der Ver-

teilung der Schlüsselzuweisungen berücksichtigten Verhältnisse – auf Finanzaus-

gleichsmittel angewiesenen Gemeinden zu einem überproportionalen Anteil an der 

Finanzausgleichsmasse verhilft. 

3. Die von den Beschwerdeführerinnen ausführlich dargelegte Finanznot ist somit 

nicht nachweisbar auf die angegriffenen Regelungen des Finanzausgleichs für 2022 

zurückzuführen. Folglich verletzen die beschwerdegegenständlichen Vorschriften ihr 

Recht auf Selbstverwaltung aus Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1 LVerf nicht. 
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C .  

Die Gerichtskostenfreiheit folgt aus § 32 Abs. 1 LVerfGG.  

Da sich die Verfassungsbeschwerde als unbegründet erweist, sind keine Gründe für 

eine Erstattung von Auslagen erkennbar, § 32 Abs. 2 und 3 LVerfGG. 

 

Dr. Wegehaupt 

ist nach abschließen-

der Beratung krank-

heitsbedingt an der 

Unterschrift verhindert. 

Buchloh 

Dr. Eckert Goerke-Berzau Buchloh 

Schindler Meyer Prof. Dr. Germann 
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